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Die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V.
hat sich seit ihrer Gründung im Jahr 1970 zur Aufgabe gemacht, die Situation psychisch
kranker Menschen in Frankfurt am Main zu verbessern und deren gleichberechtigte
Teilnahme im städtischen Leben und das Miteinander in der Gesellschaft zu fördern.

Hierzu wurden von der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main im Lauf der
Jahre viele Projekte initiiert sowie Dienste und Einrichtungen gegründet. Heute stellen
wir im Süden der Stadt ein umfangreiches Hilfe-, Beratungs- und Unterstützungsange-
bot im Rahmen der gemeindepsychiatrischen Versorgung der Großstadt Frankfurt am
Main zur Verfügung.

Mit rund 50 angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie ehrenamtlichen
Kräften betreiben wir folgende Dienste und Einrichtungen: Betreutes Wohnen, die Psy-
chosoziale Kontakt- und Beratungsstelle Süd, eine Tagesstätte, ein Wohnheim und den
offenen »Treffpunkt Süd« im traditionsreichen Teplitz-Pavillon in Frankfurt am Main-
Sachsenhausen. Die Dienste und Einrichtungen bieten psychisch kranken Menschen
Unterkunft, psychosoziale Betreuung und Beratung sowie die Möglichkeit, ihren Tag zu
strukturieren, Zeit sinnvoll zu gestalten und mit anderen Menschen ins Gespräch und
in Kontakt zu kommen.

Der Psychosoziale Krisendienst, für das gesamte Stadtgebiet organisiert von der Bür-
gerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main, sichert außerhalb der allgemeinen
Dienstzeiten der Beratungsstellen und sonstigen Dienste in Notlagen psychosoziale
Hilfe und vermittelt bei Bedarf ärztliche Hilfe. Er wendet sich an Menschen mit
 psychischen Erkrankungen und seelischen Behinderungen, die an einer akuten ernst-
haften Störung ihrer seelischen Gesundheit leiden, sowie deren Angehörige, Freunde,
Bekannte und Nachbarn.

Von Anfang an war die Öffentlichkeitsarbeit ein wichtiges und satzungsmäßiges Anlie-
gen des Vereins. So existiert seit über 30 Jahren die von der Bürgerhilfe Sozialpsychia-
trie Frankfurt am Main herausgegebene Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie »Treff-
punkte«. Die Publikation sieht sich als Forum für alle Akteure der Sozialpsychiatrie. Die
»Treffpunkte« bieten Berichte und Essays zu aktuellen sozialpolitischen Themen, disku-
tiert allgemeine Entwicklungen, stellt Betrachtungen zu Kunst und Kultur an, ist Platt-
form für Fachleute, Betroffene und Angehörige. Besonderes Gewicht liegt in der
Berichterstattung auf Themen aus der Region Rhein-Main und Hessen. Dies wird unter-
mauert durch die Kooperation der Zeitschrift mit der Stiftung Lebensräume in Offen-
bach am Main, die in einer eigenen Rubrik ihre Themen vorstellt.

Die Arbeit der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main wird finanziert durch
Leistungsentgelte für die erbrachten Einzelangebote, durch Zuschüsse der Stadt Frank-
furt am Main und des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen sowie durch Mitgliedsbei-
träge und Spenden.

Der Vorstand der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V. setzt sich zusam-
men aus Stephan von Nessen (1. Vorsitzender), Regina Stappelton (2. Vorsitzende) sowie
den weiteren Vorstandsmitgliedern Gabriele Schlembach, Kirstin von Witzleben-
 Stromeyer, Wolfgang Schrank und Bernard Hennek. Geschäftsführer der Bürgerhilfe ist
Gerhard Seitz-Cychy.

www.bsf-frankfurt.de
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Editorial

»Alle glücklichen Familien gleichen
einander, jede unglückliche Familie ist
auf ihre eigene Art unglücklich«

Liebe Leserin, lieber Leser,

Angehörige psychisch Kranker sind wir vermutlich alle, stellt Prof. Dr. Andreas

Reif von der Klinik für Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie der

 Goethe-Universität Frankfurt am Main in seinem Beitrag in diesem Heft fest. 

Bei der enormen Häufigkeit dieser Erkrankungen gäbe es praktisch niemanden,

der nicht als Angehöriger eines psychisch Kranken zu betrachten sei. Dennoch

sind es natürlich die unmittelbaren Familienmitglieder, die oft lebenslang mit

Sorgen – und oft auch Vorwürfen – zu kämpfen haben. Die Profis in den Diens-

ten und Einrichtungen der Psychiatrie können irgendwann nach Hause gehen;

die Angehörigen psychisch kranker Menschen aber sind immer im Dienst, wie

ein weiterer Artikel in diesem Heft eindrücklich darlegt. Zusammenschlüsse von

betroffenen Angehörigen, wie die »Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen psy-

chisch kranker Menschen in Frankfurt e. V.« bieten hier gegenseitige Unterstüt-

zung, helfen Familien – bei allen Unterschieden im Einzelfall - mit Beratung und

informieren Öffentlichkeit, Politik und oft auch die Experten über das, was sie

wissen sollten. Angehörige seien eben immer auch Betroffene, sie litten mindes-

tens so viel wie die Erkrankten selbst, stellt ein Beitrag der Offenbacher »Lebens-

räume« dazu fest.

Gerhard Pfannendörfer
Chefredaktion »Treffpunkte«
gerhard.pfannendoerfer@gmail.com

Lew Tolstoi, russischer Schriftsteller (1828-1910)
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Geld statt Sachleistung

Das Persönliche Budget wirft immer noch viele Fragen auf

Von Daniela Kampmann und Nouchka Kruschke

Mit dem Persönlichen Budget können behinderte Menschen die erforderliche
Hilfe selbst organisieren. Obwohl es diese gesetzliche Möglichkeit schon lange
gibt, führt sie immer noch ein Schattendasein. Eine Veranstaltungen in Frank-

furt am Main wollte die Chancen dieses Instruments erkunden.

Im Rahmen der letztjährigen
Frankfurter Psychiatriewoche besu-
chen rund 40 Interessierte eine
Informationsveranstaltung der Bür-
gerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt
am Main e. V. zum Thema »Persönli-
ches Budget«. Die Besucher waren
von Anfang an sehr aktiv, stellten
viele Fragen und äußerten auch ihre
Kritik.

Die Referenten vom Landeswohl-
fahrtsverband Hessen und vom
Jugend- und Sozialamt der Stadt
Frankfurt am Main reagierten offen
auf die Einwände des sehr gemisch-
ten Publikums und beantworteten
alle Fragen. So wurde auch der
Ablauf des Nachmittags spontan
umgeändert. Die Referenten hielten
nicht, wie geplant, nacheinander
Kurzvorträge zum Thema, um
danach in die offene Diskussion ein-
zutreten, sondern die Thematik wur-
de durch die zahlreichen Fragen
erklärt. So gewann man durch die
emotionale, aber durchaus geordne-
te Diskussion eine Vorstellung
davon, was die Idee des Persönlichen
Budgets ist und auch welche Gren-
zen sich hierbei auftun.

Das persönliche Budget existiert seit
dem 1. Januar 2008 und ist gemäß

§ 17 Abs. 2 bis 4 SGB IX eine Sachleis-
tung in Form von Geld. Menschen
mit Behinderung oder von einer
Behinderung bedrohte Menschen,
ungeachtet vom Alter, Geschlecht
oder der Schwere der Behinderung,
haben die Möglichkeit das Persönli-
che Budget zu beantragen. Der
Antrag kann (auch formlos) bei
Rehaträgern gestellt werden, welche
auch für die Sachleistungen zustän-
dig sind. Diese Träger sind beispiels-
weise Krankenkassen, das Sozialamt,
die Bundesagentur für Arbeit, die
Rentenversicherung usw. Der Lan-
deswohlfahrtsverband Hessen ist
somit beispielsweise zuständig für
Anträge, die das Betreute Wohnen
oder die Werkstatt für behinderte
Menschen betreffen.

Ein großer Kritikpunkt war die Tat-
sache, dass es keinen Katalog gibt, in
dem Leistungen, die in das Persönli-
che Budget umgewandelt werden
können, aufgelistet sind. Die Höhe
des Persönlichen Budgets orientiert
sich an den Sachleistungen, aber
alles Weitere wird in einem persönli-
chen Gespräch besprochen, in dem
der Bedarf ermittelt wird. Dies setzt
die Klienten der »Willkürlichkeit der
Sachbearbeiter« aus, so einer der
Gäste.
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Das Ziel des Persönlichen Budgets ist
es, den behinderten Menschen mehr
Entscheidungsfreiheit und Verant-
wortung zu übergeben. Dies kann
sie in eine Arbeitgeberrolle verset-
zen, da sie mit dem Geld, das sie
erhalten, die Dienstleister selbst aus-
suchen können. Das bedeutet, dass
die vertragliche Vereinbarung nicht
über den Rehaträger läuft, sondern
über den Budgetnehmer und Dienst-
leister selbst. Der Nehmer ist aber
verpflichtet einen Nachweis vorzule-
gen, wonach das Geld zweckentspre-
chend verwendet wurde. Ein Teil-
nehmer merkt hierzu an, dass »Für
weniger Geld die gleiche Leistung«
erbracht wird und dass das Persönli-
che Budget folglich eine Sparmaß-
nahme sei.

Die Idee des Persönlichen Budgets
sei zwar gut, aber nicht zu Ende
gedacht, war eine weitere Anmer-
kung. Dies bestätigt sich dadurch,
dass keine übergeordnete Bera-
tungsstelle zu dem Thema genügend
informiert. Verwiesen wurde aber
darauf, dass bundesweit Berater zum
Persönlichen Budget gäbe und
außerdem eine kostenlose Hotline.
Diese sind aber auch an Träger
gebundene Berater. Im Internet gibt
es eine Handlungsempfehlung von
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der Bundesarbeitsgemeinschaft für
Rehabilitation vom Jahr 2009, wel-
che weitere Informationen zum The-
ma geben kann (www.bar-frank-
furt.de/fileadmin/dateiliste/publka
tionen/arbeitsmaterialien/down
loads/Persoenliches_Budget.pdf).

Als Resümee der Veranstaltung kann
gesagt werden, dass das Persönliche
Budget ein Thema ist, welches viele
Fragen aufwirft. Einige konnten in
der Veranstaltung geklärt werden,
einige nicht und einige neue Aspek-
te kamen dazu. Sicherlich werden
einige Menschen vom Persönlichem

Budget profitieren und wiederum
andere stehen dem Thema noch
immer sehr kritisch gegenüber.
Zusammenfassend gesagt: Es war
eine gute, sehr lebendige Auseinan-
dersetzung mit dem Thema, welches
sowohl Sozialarbeiter als auch
Betroffene und Angehörige anlockte.
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Daniela Kampmann und Nouchka Kruschke   
sind Mitarbeiterinnen der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V.
www.bsf-frankfurt.de

Beispiel: 

Wohnung statt Wohnheim

Eine chronisch seelisch behinderte
Frau (44 Jahre) lebte nahezu 16 Jah-
re in psychiatrischen Wohnheimen.
Ihr Aussehen und ihre mangelhafte
Körperhygiene war stets Anlass zu
Auseinandersetzungen und soge-
nannten »Grenzen setzenden Sank-
tionen« durch das Betreuungsperso-
nal. Eine dauerhafte depressive
Grundstimmung äußerte sich in
konsequentem Rückzugsverhalten
und steter Ablehnung einer jeden
Kooperation.

Der Intervention eines aufgeschlos-
senen, über das Persönliche Budget
gut informierten Mitarbeiters ist es
zu verdanken, dass diese Frau heute
seit mehr als zwei Jahren selbst-

ständig in einer eigenen Wohnung
lebt und in eigener Verantwortung
ein Budget von 700 Euro verwaltet,
mit dem sie Reinigungspersonal
eines hauswirtschaftlichen Dienstes
(180 Euro pro Monat), Begleitperso-
nen für ihre wöchentlichen Einkäufe
(60 Euro pro Monat) sowie die 14-
tägige psychosoziale Beratung (90
Euro pro Monat) bezahlt.

Darüber hinaus hat sie sich in die
Arbeits- und Ergotherapiegruppe
eines Wohnheims eingekauft. Dort
hat sie die Möglichkeit, zweimal in
der Woche jeweils zwei Stunden an
der Gruppe teilzunehmen und
bezahlt dafür monatlich einen
Pauschbetrag von 250 Euro an den

Wohnheimträger. Darin ist auch das
Mittagessen enthalten. Der Restbe-
trag wird von ihr, wie in den voran-
gegangenen Beispielen, frei und
nach Bedarf verwendet. Häufig
dient er zu Finanzierung von Frei-
zeitaktivitäten, zusätzlichen Friseur-
besuchen oder einfach zur Verbesse-
rung der ökonomischen Situation.

Quelle: Joachim Speicher: Geld oder Liebe. Erfahrungen mit dem Persönlichen Budget. Zeitschrift SOZIALwirtschaft 4/2006. S. 10-13.
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Endlich hat es geklappt. Die Ver-
träge sind unterschrieben und
inzwischen steht die Frankfurter
Werkgemeinschaft (fwg) als neue
Eigentümerin in den Grundbüchern
zweier Häuser im Frankfurter Stadt-
teil Eschersheim fest.

Nachdem Team und Leitung des
»Wohnverbunds Friedrich Stoltze«
sich schon einige Jahre mit dem The-
ma »Betreuung für junge psychisch
kranke Erwachsene« beschäftigt hat-
ten, wurde diese Initiative bereits
vor rund zwei Jahren in ein Projekt
überführt. Trotz intensiver Bemü-
hungen war es im Rahmen dieses
Projekts aber bisher nicht gelungen,
das ambitionierte Wohnkonzept an
einem konkreten Standort umzuset-
zen.

Im Frühjahr 2014 stieß die Frankfur-
ter Werkgemeinschaft dann auf ein
äußert interessantes Angebot: Ein
Haus in Eschersheim, unweit der
Nidda, wurde angeboten, das voll-
ständig in Ein-Zimmer-Apartments
aufgeteilt war. Und – wie sich bei
der ersten Besichtigung der Liegen-
schaft herausstellte – gleich daneben
gab es auch noch ein zweites Haus,
mit ähnlicher Aufteilung. Nun wur-
de ein Projektplan erstellt, der die
Zielsetzung und deren Abarbeitung
im zeitlichen Ablauf erfasst. Ziel war

es, einen neuen Standort mit neuem
Konzept für junge Erwachsene zu
gestalten. Der Projektplan wurde in
Arbeitspakete aufgeteilt und viele
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
die Entwicklung des neuen Stand-
orts eingebunden.

Die Häuser wurden sowohl baufach-
lich als auch hinsichtlich ihrer Eig-
nung für die beabsichtigte Nutzung
bewertet und es wurden alle Sicher-
heitsaspekte und natürlich auch der
Brandschutz überprüft. Der Landes-
wohlfahrtsverband Hessen wurde in
seiner Rolle als zuständiger Haupt-
kostenträger einbezogen und die
Hessische Betreuungs- und Pflege-
aufsicht als zuständige Aufsichtsbe-
hörde. Parallel liefen die Gespräche
mit dem Eigentümer und mit einem
Investor, der die Häuser kaufen und
langfristig an die Frankfurter Werk-
gemeinschaft vermieten sollte. Trotz
Einigkeit bezüglich des Verkaufsprei-
ses und vieler weiterer Modalitäten
kam diese Vertragsgestaltung aber
schließlich doch nicht zum Tragen.
Wieder entstand eine Situation, in
der das Projekt »wackelte«. Nach
entsprechender Abstimmung mit
dem Landeswohlfahrtsverband Hes-
sen, beschloss der Vorstand der
Frankfurter Werkgemeinschaft dann
aber im Dezember 2014 die beiden
Häuser selbst zu kaufen.

Nun ging es an die Finanzierung
und die Ausgestaltung und Verhand-
lung der Kaufverträge. Parallel
waren die Mitglieder des Projekt-
teams damit beschäftigt, gemein-
sam mit der Leitung das bestehende
Konzept auf die konkreten räumli-
chen Gegebenheiten hin anzupassen
und zu überlegen, welche baulichen
Veränderungen noch erforderlich
seien. Letztere wurden schließlich in
Form von zwei Bauanträgen auf den
Weg gebracht. Inzwischen wird in
den Häusern umgebaut und die
Inbetriebnahme ist absehbar.

Die beiden Häuser liegen zentral im
Frankfurter Stadtteil Eschersheim, in
Nachbarschaft zu vielfältigen Ein-
kaufs- und Freizeitmöglichkeiten,
einem Fußballverein, einem öffentli-
chen Freibad und nahe dem Ufer der
Nidda. Die U- und S-Bahnanbindung
an die City ist in fünf Minuten zu
Fuß zu erreichen.

Die beiden Häuser stehen unmittel-
bar nebeneinander. In einem der
Häuser sind zwölf stationäre Wohn-
plätze in Einzelzimmern mit eige-
nem Bad oder Tandembad geplant
sowie eine große Sozialetage mit
Gemeinschaftsräumen. In dem
anderen Haus sind vier intensiv
betreute Trainingswohnplätze in
Apartments und mehrere Apart-
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Der lang ersehnte Meilenstein

Frankfurter Wohnprojekt für junge Erwachsene nimmt Fahrt auf

Von Petra Fettel und Torsten Neubacher

Die »jungen Wilden«, als junge Erwachsene mit einer psychischen
Erkrankung, bereiten in manchen Einrichtungen die eine oder andere

Schwierigkeit. Die Frankfurter Werkgemeinschaft will nun durch ein
Wohnprojekt ein spezialisiertes Angebot für diese Altersgruppe schaffen.
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ments im Rahmen des Betreuten
Einzelwohnens vorgesehen. Die
Wohnangebote für junge Erwachse-
ne sind in jeder Wohnform auf zwei
Jahre befristet.

Zusätzlich werden zehn Plätze für
interne Tagesgestaltung im Haus
angeboten. Während des Aufenthal-
tes soll eine Wohnperspektive und
berufliche Pläne erarbeitet werden.
Die Betreuung wird aus einem
gemeinsamen Team heraus geleis-
tet. Zusätzlich wird es eine Nachtbe-
reitschaft geben. Büros für Sozial-
dienst und Leitung befinden sich
ebenfalls vor Ort.

Im Konzept verankert ist der flexible
Umgang mit den stationären und

ambulanten Angeboten, um eine
größtmögliche individuelle Unter-
stützungsleistung sicherzustellen
und auf Veränderungen möglichst
zeitnah reagieren zu können.
Das Team »Wohnverbund Friedrich
Stoltze« und alle Beteiligten und
Verantwortlichen der Arbeitspakete
im Projekt befinden sich jetzt auf der
Zielgeraden. Nun müssen die Bauar-
beiten abgeschlossen sowie Zimmer
und Sozialetage mit Büros und Funk-
tionsräumen eingerichtet werden.

Wir sind uns sicher, dass sich der
Einsatz lohnen wird und wir bald zu
einem großen  Einweihungsfest ein-
laden können. Bis dahin wünschen
wir allen Beteiligten gutes Gelingen
und viel Spaß bei der Arbeit.
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Das Team des »Wohnverbunds Friedrich Stoltze« der Frankfurter Werkgemeinschaft beschäftigt sich bereits seit
einigen Jahren mit der Frage, wie jungen psychisch kranke Erwachsenen am besten geholfen werden kann.

Ziel des Pro-

jekts ist der flexi-

ble Umgang mit

den verschiede-

nen Angeboten,

um eine individu-

elle Unterstüt-

zung sicherzu-

stellen

»

«

Petra Fettel ist Mitarbeiterin der Frankfurter Werkgemeinschaft e. V.
Dr. Torsten Neubacher ist Vorstandsmitglied und Geschäftsführer
der Frankfurter Werkgemeinschaft e. V.
www.fwg-net.de
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Ein Dienstagabend in der Psychi-
atrischen Tagesklinik des Markus-
Krankenhauses im Frankfurter Nord-
westen. Rund 25 Menschen sitzen im
Kreis, eine Ärztin leitet eine Acht-
samkeitsübung an. Kein ungewöhn-
liches Szenario für eine Tagesklinik,
denkt der unbedarfte Zuschauer.
Doch ungewöhnlich an dieser Grup-
pe ist vor allem ihre Zusammenset-
zung: Hier tauschen sich Borderline-
Betroffene, Angehörige und profes-
sionelle Helfer miteinander über die
Krankheit aus.

Borderline-Trialog heißt die Veran-
staltung, die im Dezember 2014 von
Maxie Kneist und Anja Hellenbrecht,
beide Ärztinnen der Psychiatrischen
Institutsambulanz, ins Leben geru-
fen wurde. »Es gibt einen großen

Bedarf an niedrigschwelligen Ange-
boten zum Thema Borderline, für
Betroffene, aber auch für Angehöri-
ge«, erklärt Kneist. Sie hatte den
Wiesbadener Trialog besucht und
war so begeistert von der Idee, dass
sie dieses Angebot kurzerhand nach
Frankfurt am Main importierte.

Die ursprüngliche Trialog-Idee ent-
stand Ende der 1980er Jahre mit
einem Psychoseseminar an der Uni-
klinik Hamburg. Hier tauschten sich
damals zum ersten Mal Betroffene,
Angehörige und Helfer auf einer
gleichberechtigten Ebene über die
Erkrankung und ihre Behandlung
aus. Das Konzept hat sich seitdem
im deutschsprachigen Raum verbrei-
tet und wurde auch auf andere
Krankheiten übertragen.

Die wichtigste Grundannahme im
Trialog: Alle Teilnehmer sind gleich-
berechtigt und können voneinander
lernen. »Wahrheit ist immer subjek-
tiv«, hat Maxie Kneist in ihrer Arbeit
gelernt. Und auch wenn es gerade
am Anfang anders aussehen mag:
»Jeder – Betroffener, Angehöriger,
professioneller Helfer – tut immer
sein Bestes, um mit der Situation
zurechtzukommen.«

In den monatlich stattfindenden
Gesprächsrunden im Markus-Kran-
kenhaus ging es bisher um so unter-
schiedliche Themen wie: »Der Alltag
mit Borderline«, »Umgang mit hoher
Anspannung« oder »Ressourcen und
positive Seiten der Erkrankung«. Der
Austausch wird von allen Beteiligten
als hilfreich empfunden.

Kommunikation auf Augenhöhe, das ist die Idee des Borderline-Trialogs im
Markus-Krankenhaus in Frankfurt am Main. Zu diesem Zweck treffen sich

einmal im Monat Betroffene, Angehörige und professionelle Helfer zum
Austausch über die Krankheit.

Von den Erfahrungen der anderen lernen

Der Borderline-Trialog im Frankfurter Markus-Krankenhaus

Von Maxie Kneist und Natalie Kiehl

➝

Psychoseseminare sind Gesprächs-
foren und Expertenrunden, deren
Kerngedanke eine gleichberechtigte
Verständigung über Psychosen ist –
letztlich mit dem Ziel, ein besseres,
ganzheitliches Verständnis für Psy-
chosen zu entwickeln und damit
auch die Arbeit der Psychiatrie zu
verändern. Experten sind im Sinne
von Psychoseseminaren die Men-
schen, die selbst eine Psychose
erlebt haben, Psychose-Erfahrene;
ihre Angehörigen, die eine Psychose

in der Regel aus nächster Nähe mit-
erlebt haben; sowie Professionelle,
die beruflich in der Psychiatrie mit
Menschen mit Psychosen arbeiten.
In Psychoseseminaren können diese
unterschiedlichen Sichtweisen und
Erfahrungen zur Sprache kommen
und gleichberechtigt nebeneinan-
der stehen. Dieser »Trialog« genann-
te Erfahrungsaustausch soll von
gegenseitigem Respekt geprägt
sein. Die Teilnehmer erhalten
dadurch neue Einblicke in das Erle-

ben anderer und lernen somit mehr
über das Phänomen Psychose. In
Deutschland, Österreich und der
Schweiz gibt es inzwischen über
hundert derartige Seminare. Sie
sind organisatorisch autonom, so
dass es eine große Vielfalt gibt, was
die Art der Moderation, die internen
Regeln, die Teilnehmerzahl, Zusam-
mensetzung, oder den Ort des
Seminars betrifft.

Quelle: www.wikipedia.org

Was versteht man eigentlich unter einem »Trialog«?



Denn viele Verhaltensweisen von
Borderline-Erkrankten sind von
Nicht-Betroffenen ohne Vorwissen
nicht nachvollziehbar und erschei-
nen dramatisch, unangemessen oder
destruktiv. Ein Teufelskreis, denn
durch das negative Feedback fühlen
sich Betroffene häufig unverstanden
und abgelehnt. Ihr Verhalten kann
dadurch weiter eskalieren. Für alle
Beteiligten kann so das Bild entste-
hen, der Betroffene sei an einer Bes-
serung nicht interessiert.

Durch den gleichberechtigten Aus-
tausch im Trialog haben alle Seiten
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Natalie Kiehl   
ist freie Journalistin.
Dr. Maxie Kneist    
ist Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie in der Psychiatrischen Institutsambulanz am Agaplesion Markus Kranken-
haus; sie vermittelt gerne weitere Informationen zum Borderline-Trialogs im Markus-Krankenhaus (maxie.kneist@fdk.info).

Gruppenregeln
-Jeder übernimmt die Verantwortung für sich selbst !
- Jeder achtet auf seine eigenen Grenzen!
- Alles was in der Gruppe besprochen wird, bleibt 

in der Gruppe !
- Gruppenmitglieder respektieren einander

“keine Beleidigungen, Diskriminierungen...“
Ausreden lassen !

- Kritik wird konstruktiv, wohlwollend und hilfreich 
geäußert !

- Jeder versucht zu beschreiben und nicht zu bewerten
- Jeder versucht bei der “Ich-Form“ zu bleiben !

Jeder darf eingreifen

“TIME OUT “

Der Trialog ermöglicht
wechselseitige Lernprozesse
zum Nutzen aller Beteilig-
ten. Um Vertrauen und
Offenheit herzustellen, sind
für die Gruppengespräche
einige Regeln hilfreich.

die Möglichkeit, die Positionen der
anderen besser verstehen zu lernen.
Betroffene und Angehörige können
hilfreiche Strategien zum Umgang
mit der Krankheit austauschen,
während Profis ein stückweit hinter
die Kulissen des Alltags mit Borderli-
ne schauen können.

So können mehr Verständnis und
Bereitschaft zur Meisterung des
gemeinsamen Alltags bei allen Teil-
nehmern entstehen. Initiatorin
Maxie Kneist wünscht sich für die
Zukunft des Trialogs: »Dass wir noch
mehr Therapeuten, Sozialarbeiter

und Pflegepersonal für den Trialog
gewinnen können und der Aus-
tausch so noch intensiver wird.«

Der Borderline-Trialog findet an
jedem zweiten Dienstag im Monat
von 18 Uhr bis 19.30 Uhr in der
Tagesklinik der Klinik für Psychia-
trie, Psychotherapie und Psychoso-
matik des Markus-Krankenhauses
statt. Interessierte Betroffene, Ange-
hörige und Helfer sind herzlich ein-
geladen!
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Die Profis können irgendwann nach Hause gehen; die Angehörigen
psychisch kranker Menschen aber sind immer im Dienst. Ein Zusam-

menschluss in Frankfurt am Main bietet gegenseitige Unterstützung
an und hilft auch anderen mit Beratung und Information.

Am Rande der Belastbarkeit

Angehörige psychisch kranker Menschen organisieren sich und bieten Hilfe an

Die »Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen psychisch
kranker Menschen in Frankfurt e. V.« besteht seit 1988. In
diesem Zusammenhang ist vor allem unsere langjährige
ehemalige Vorstandsvorsitzende Edelgard Nolting zu
nennen, die 2011 für ihre Arbeit mit der Verdienstmedail-
le des Bundesverdienstkreuzes ausgezeichnet wurde.
Edelgard Nolting hat sich mehr als zwei Jahrzehnte lang
ehrenamtlich für psychisch kranke Menschen und deren
Angehörige eingesetzt.

Der Verein engagierte sich von Anfang an in der Frank-
furter Psychiatrielandschaft durch regelmäßige Beiträge
zur Psychiatriewoche, Teilnahme an den Selbsthilfetagen
im Frankfurter Römer und durch die Teilnahme an der
Fachgruppe Psychiatrie. So waren wir immer informiert
über neue Entwicklungen in der Stadt und konnten
unsere Wünsche und Forderungen formulieren. Durch
Öffentlichkeitsarbeit konnten wir zu einem besseren
Verständnis für psychische Krankheiten beitragen.

Dabei war es immer unser gemeinsamer Nenner, dass
eine Verbesserung der Versorgung psychisch kranker
Menschen auch eine Verbesserung der Situation der
Angehörigen bedeutet. In Frankfurt am Main sind in den
letzten zwanzig, dreißig Jahren eine ganze Reihe von
ambulanten Betreuungsangeboten (Tageskliniken, Bera-
tungsstellen, Arbeitsangeboten, Wohnheimen etc.) ent-
standen. Die bekannteste davon dürfte die Tagesklinik
und Ambulanz »Bamberger Hof« sein. Auch für deren
Erhaltung hat sich unsere damalige Vorsitzende Edelgard
Nolting vehement eingesetzt.

Ein Hauptanliegen des Vereins war und ist die Beratung
und Information für Angehörige psychisch kranker Men-
schen. Wenn ein Familienmitglied eine psychische
Erkrankung trifft, gerät nicht nur für die Kranken, son-
dern auch für dessen Angehörigen das Leben aus den
Fugen: »Es fühlt sich an, als würde einem der Boden
unter den Füßen weggezogen« (Zitat einer Angehöri-
gen). Der Betroffene ist mit »vernünftigen Argumenten«

nicht mehr zu erreichen. Obwohl es ihm offensichtlich
gar nicht gut geht, er von massiven Ängsten geplagt ist,
sich sonderbar verhält, Stimmen hört, depressiv ist, nicht
mehr das Haus verlässt, meint er oftmals, er sei nicht
krank und lehnt es deshalb ab, sich in ärztliche Behand-
lung zu begeben. In dieser Situation fühlt man sich als
Angehöriger ohnmächtig, hilflos, steht große Ängste um
sein Familienmitglied aus, beispielsweise dass er oder sie
sich in Gefahr bringen, seinen Arbeitsplatz oder gar sei-
ne Wohnung verlieren könnte.

Dies ist dann sehr oft der Punkt, an dem Angehörige sich
an unseren Verein um Beratung wenden. Diese erfolgt
zum einen im Rahmen unserer monatlichen offenen
Treffen (jeden letzten Freitag im Monat von 18.00 bis
20.00 Uhr), in der Ratsuchenden die Möglichkeit gege-
ben wird, über ihre Erfahrungen zu sprechen. Zusätzlich
bieten wir eine wöchentliche Telefonberatung (freitags
von 17.00 bis 19.00 Uhr) an, in der Angehörige (auch ano-
nym) mit einem erfahrenen Mitglied unseres Vereins
reden können. Auf Wunsch bieten wir, nach vorheriger
Absprache, auch Einzelgespräche an.

Des Weiteren laden wir mehrmals im Jahr Referenten
aus Einrichtungen der Psychiatrie für Vorträge ein, in
deren Rahmen auch die Angehörigen ihre Fragen und
Anliegen an die Professionellen weitergeben können.

Zu den regelmäßigen offenen Treffen kamen von
Anfang an Menschen, die am Rande ihrer Belastbarkeit
standen oder auch bereits selbst in ihrer Gesundheit
beeinträchtigt waren oder noch sind. Es geht hier
zunächst einmal darum, einander zuzuhören, mitzufüh-
len. Viele fühlen sich hier zum ersten Mal verstanden,
können erzählen, was ihnen im Bekannten- und Ver-
wandtschaftskreis so (sei es aus Scham, sei es, weil
einem Unverständnis entgegengebracht wird) nicht
möglich ist. Durch den Austausch mit anderen Angehöri-
gen können so eventuell Wege aus der schwierigen
Lebenssituation gefunden werden. Weiterhin geht es



auch um den Austausch von Informationen: Wie geht es
weiter, wenn der Betroffene aus der Klinik entlassen
wird? Er bekommt zu viele Medikamente, ist völlig
lethargisch, hat keine Tagesstruktur, vereinsamt, lässt
die Wohnung verwahrlosen. Wird er seinen alten Beruf
weiter ausüben können, vermag er seine Ausbildung
oder sein Studium fortzuführen, wie sehen die Zukunfts-
perspektiven aus? Gibt es Reha-Möglichkeiten? Wie fin-
det man einen geeigneten Therapeuten, Psychiater,
Rechtsanwalt? Wie organisiert man eine Betreuung? Wie
kommt man an einen Platz in einem Wohnheim oder
einer betreuten Wohngemeinschaft?

Hierzu haben wir im Laufe der Jahre eine lange Liste von
wichtigen Adressen, Anlaufstellen, Beratungsstellen,
Gruppen, Kliniken, Einrichtungen etc. zusammengetra-
gen, die auch immer wieder aktualisiert und erweitert
wird. Weiterhin haben wir diverse Informationsbroschü-
ren und Literatur.

Bei den vielen Gesprächen mit Angehörigen, in denen
Fragen über die gesamte Bandbreite psychischer Erkran-
kungen und der damit verbundenen Probleme gestellt
werden, wiederholt sich immer wieder eine Grundsitua-
tion: »Ein Mitglied unserer Familie ist psychisch krank,

aber sie oder er will sich nicht behandeln lassen.« Die
Eltern, Kinder, Geschwister, Partner, Freunde sind oft
sehr verzweifelt darüber. Sie möchten dem Erkrankten
helfen, aber dieser will sich nicht so ohne weiteres hel-
fen lassen.

Natürlich spielen dabei – berechtigterweise – auch ganz
reale Ängste der Kranken vor einer Einweisung in die
Psychiatrie und die nicht absehbaren Folgen davon eine
Rolle. Nur leider gibt es hier in Deutschland – im Gegen-
satz zu den angelsächsischen und skandinavischen Län-
dern, in denen das »Home-treatement« verbreitet ist –
bis auf wenige Modellprojekte wenig Alternativen. Psy-
chische Krankheiten, vor allem schwere Krankheiten wie
Psychosen, gehen in der Regel nicht von alleine, wie eine
Grippe, wieder zurück. Im Gegenteil, meistens nehmen
die Symptome ohne Behandlung vehement zu.

Lebt man mit einer psychisch kranken Person zusam-
men, können die Angehörigen nicht – wie das Pflegeper-
sonal oder die Ärzte – irgendwann einmal nach Hause
gehen und wieder Luft holen. Die Belastung, Angst, Sor-
ge um einen von einer psychischen Erkrankung betroffe-
nen vertrauten Menschen, Streit, unberechenbare Hand-
lungen, aber auch totaler Rückzug, permanente Ausei-
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nandersetzungen …. gehen rund um die Uhr. Es kommt
auf beiden Seiten sehr schnell zur Erschöpfung. Das Ver-
trauen und Mitgefühl schwindet. Stattdessen kann Rück-
zug und Aggression an die Stelle treten. Im schlimmsten
Fall kann es zu Grenzsituationen wie Suizid und Gewalt
kommen.

Und genau in dieser Situation kommen Angehörige zu
uns und fragen: »Was sollen wir tun? Wir halten es nicht
mehr aus mit unserem kranken Sohn, unserer Tochter,
einem Elternteil, einem Partner oder mit Geschwistern,
aber diese verweigern die Annahme von Hilfe oder
bricht die Behandlung immer wieder ab.«

Unsere Antwort darauf ist immer wieder sehr ernüch-
ternd: »Sie können erst mal so gut wie gar nichts tun, um
den betroffenen Menschen gegen seinen Willen einer
Behandlung zuzuführen. Die Voraussetzungen dafür sind
sehr hoch. Es muss eine Fremd- oder Eigengefährdung
vorliegen und ein richterlicher Beschluss.« Also kann
man in vielen Fällen nur versuchen, denjenigen davon
zu überzeugen, dass eine Behandlung (stationär oder
ambulant) hilfreich für ihn ist, was jedoch oft sehr
schwierig ist.

Daher haben wir als Verein eine konkrete Forderung, die
sich als Ergebnis von vielen Gesprächen mit Angehöri-
gen herauskristallisiert hat: die Schaffung eines psychi-
atrischen Notdienstes, der rund um die Uhr erreichbar
ist. So wie es einen ärztlichen Notdienst gibt (mit einer
festen Notrufnummer), der bei akuten Situationen wie
Herzinfarkt oder Schlaganfall zu den Betroffenen nach
Hause kommt, so sollte es auch einen psychiatrischen
Notdienst geben, der in Krisensituationen bei Bedarf
auch Hausbesuche macht. Psychische Krisen ereignen
sich selten montags bis freitags von 8.00 bis 17.00 Uhr,
sie passieren oft nachts und am Wochenende. Und wenn
es dann wirklich »brennt«, bleibt den Angehörigen oft
nur die Möglichkeit, die Polizei zu rufen. Mit dem Ergeb-
nis, dass die Situation meistens noch mehr eskaliert.
Selbst wenn der Betroffene dann zwangsweise in die Kli-
nik eingewiesen wird, ist das Vertrauen auf längere Zeit
gestört. Besser wären in diesen Fällen professionelle Hel-
fer, die Erfahrung mit psychisch Kranken und in Krisen-
begleitung haben und eine Eskalation verhindern kön-
nen. Ansätze hierzu existieren bereits in manchen Städ-
ten in Bayern. Eine Einrichtung eines solchen, auch auf-
suchenden, 24-Stunden-Krisendienstes ist aus unserer
Sicht auch in Frankfurt am Main absolut notwendig und
könnte Betroffenen und Angehörigen effektiv helfen.

Was aber ist, wenn der Kranke erstmals krisenbedingt in
eine Klinik aufgenommen wurde? Hier muss leider
gesagt werden, dass trotz Psychiatrie-Enquete und Psy-
chiatriereform der erste Kontakt mit der Psychiatrie für
die Angehörigen (und für die Betroffenen!) immer noch

in vielen Fällen ein Schock ist. Zitat einer Angehörigen:
»Dieses (die geschlossene Abteilung einer psychiatri-
schen Klinik) gesehen zu haben, war wie ein Schock. Die
Leute werden mit Medikamenten ›abgeschossen‹. Man
wird nicht aufgefangen und bekommt Zuwendung. Man
kommt vom Regen in die Traufe.«

Auf die massiven Nebenwirkungen der Medikamente
und die Veränderungen, die sie an Körper und Psyche
ausüben, ist man nicht vorbereitet – und wird auch nicht
aufgeklärt. Dies zu sehen, kann für Angehörige oft sehr
schmerzhaft und mit großer Trauer und Schuldgefühlen
verbunden sein, gerade wenn sie die Einweisung in eine
Klinik selbst veranlasst haben. In dieser Phase haben die

Was wir wollen

Die »Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen psychisch
kranker Menschen in Frankfurt e. V.« hat aufgrund der
Betroffenheit ihrer Mitglieder und aufgrund ihrer
Beratungstätigkeit einige konkrete Forderung zu der
Situation in Frankfurt am Main:

■ Schaffung eines Psychiatrischen 24-Stunden Notfall-
Krisendienstes

■ Angehörigen-Visiten/-Sprechstunden in Kliniken und
den PIAs

■ Aktive Einbeziehung der Angehörigen als Teil der
Behandlung (auch trialogisch) während des Klinikauf-
enthaltes und danach 

■ Bewusstere (schonendere) medikamentöse Behand-
lung (so wenig wie möglich, so viel wie nötig), dafür so
viel Gespräche, Zuwendung, Ruhe wie möglich (in
Anlehnung an das Soteria-Modell aus der Schweiz)

■ Nach der stationären Behandlung: Vermittlung an
ambulante Hilfen, zu denen schon während des Klinik-
aufenthalts Kontakt geknüpft bzw. vermittelt wurde

■ Vermittlung von Psychotherapeuten, die in der The-
rapie von schweren psychischen Erkrankungen erfah-
ren sind 

■ Reha-Maßnahme als Standard im Anschluss an die
Ersterkrankung (wie bei schweren körperlichen Erkran-
kungen auch)



Angehörigen viele Fragen: Sie wünschen sich Aufklä-
rung über die Krankheit, die Medikamente, den Verlauf,
eine eventuelle Prognose. Sie haben Fragen, wie sie sich
verhalten sollen und darüber, wie es nach dem Klinik-
aufenthalt weitergehen könnte. Oder sie möchten dem
behandelnden Personal Informationen über den Patien-
ten (z. B. über die Biographie) geben, die vielleicht wich-
tig für die Behandlung wären.

Leider wird uns jedoch immer wieder berichtet, dass die
Angehörigen hier zu wenig bis gar nicht einbezogen
werden. Sie fühlen sich oft mit ihren Anliegen alleinge-
lassen, abgewiesen, werden als störend empfunden, da
die Ärzte sich auf ihre Schweigepflicht berufen. Es
kommt auch vor, dass sie erst kurz vorher von dem Ent-
lassungstermin des Betroffenen erfahren und sich nicht
genügend darauf vorbereiten können, sich in manchen
Fällen durch die Vorerfahrungen auch nicht mehr vor-
stellen können, mit dem Kranken weiterhin zusammen
zu leben. Hier müsste dann gemeinsam nach einer
Lösung gesucht werden. Manchmal bleiben dann leider
auch viel Trauer und Wut zurück in dem Wissen, was
versäumt wurde, und wo Weichen in eine ungute Rich-
tung gestellt wurden.

Da die Angehörigen einen wichtigen Pfeiler der langfris-
tigen sozialen Unterstützung für die Patienten darstel-
len, sollten sie auf jeden Fall in die Behandlung mit ein-
bezogen werden. Daher ist eine weitere Forderung unse-
res Vereins die nach Angehörigen-Sprechstunden oder
Angehörigen-Visiten in den Kliniken. Weiterhin wün-
schen wir uns geleitete Gruppen für Angehörige als fes-
tes Angebot in jeder Klinik (erfreulicherweise werden
diese mittlerweile an den meisten Frankfurter Kliniken
in unterschiedlichem Rahmen angeboten).

Die Entlassung aus der Klinik stellt meist einen Bruch,
eine Lücke in der Behandlung dar. Die entlassenen
Patienten haben große Aufgaben zu bewältigen – die
Auseinandersetzung und Aufarbeitung ihrer Krankheit,
die Nebenwirkungen der Medikamente, Auswirkungen
der Krankheit selbst, die Frage, wie es beruflich oder mit
der Ausbildung weitergeht, die Wohnsituation, Stigmati-
sierung, Ausgrenzung, Einsamkeit …. Hier sind die Ange-
hörigen oft die Hauptunterstützer – und stoßen hier
auch oft an ihre Grenzen. Soziotherapie oder psychiatri-
sche Pflege zu Hause, die psychisch kranken Menschen
eigentlich als Kassenleistung zustehen sollten, finden
kaum statt, ist selbst vielen Ärzten anscheinend nicht
bekannt. Die Patienten selbst sind krankheitsbedingt oft
nicht in der Lage, sich aktiv um beispielsweise eine Psy-
chotherapie zu kümmern. So bleiben viele Patienten
nach der Entlassung aus der Klinik bis auf die kurzen
Besuche beim Psychiater zur Verschreibung der Medika-
mente sich selbst überlassen bzw. auf die Unterstützung
ihrer Angehörigen angewiesen.

Daher ist ein wichtiges weiteres Ziel unseres Vereins die
Verbesserung der Behandlung der psychisch kranken
Menschen und damit einhergehend die Situation ihrer
Angehörigen. Hier ist eine Verbesserung der finanziellen
und personellen Ressourcen unabdingbar. Auch hierzu
versuchen wir immer wieder in der Öffentlichkeit, auf
Veranstaltungen, durch Vorträge und die Mitarbeit in
Gremien unsere Anliegen anzubringen.
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Was wir tun

Die »Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen psychisch
kranker Menschen in Frankfurt e. V.« bietet eine offene
Gruppe an:

Termin: jeden letzten Freitag im Monat von 18.00 bis
20.00 Uhr statt. Eine Anmeldung ist nicht nötig.

Ort: Ostbahnhofstraße 13–15 (6. Stock)
60314 Frankfurt am Main

Anregungen und eine Mitarbeit im Verein sind
jederzeit willkommen.

Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen 
psychisch kranker Menschen in Frankfurt e. V.
Ostbahnhofstraße 13-15
60314 Frankfurt am Main
Telefon 069 9494767767
angehoerige@googlemail.com
www.angehoerige-frankfurt.de
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Den ersten Kontakt mit der Psychiatrie hatte meine
Familie im Oktober 1982, als unser Sohn mit 16 Jahren an
einer Psychose erkrankte und in die Kinder- und Jugend-
psychiatrie Rheinhöhe eingeliefert wurde. Wir hatten
keine Ahnung von psychischen Erkrankungen und fühl-
ten uns hilflos und alleingelassen.

Zu dieser Zeit war es Lehrmeinung, dass die Familie, ganz
besonders die Mütter, Schuld sind an dieser Erkrankung.
Das wurde zwar nie direkt ausgesprochen, aber die
Schuldzuweisungen waren offenkundig. Das hinderte
jedoch niemand daran, den Kranken wieder in seine –
schuldige, nicht kompetente, überversorgende oder was
auch immer – Familie zu entlassen.

Im Jahre 1985 kam unser Sohn nach einem weiteren Kli-
nikaufenthalt nach Frankfurt am Main zurück. Jetzt war
er volljährig und fand tagsüber Aufnahme im Philipp-
Neri-Institut der Frankfurter Werkgemeinschaft. Dort
gab es einen Gesprächskreis für die Angehörigen psy-
chisch kranker Menschen. Auch Pfarrer Bickel und Frau
Mathé von der evangelischen Kirche boten einen
Gesprächskreis an. Endlich konnten wir über die Krank-
heit mit Menschen sprechen, die dieselben Sorgen, Ängs-
te und Nöte hatten wie wir. Was für eine Erleichterung
das war!

Mehrmals lud die Frankfurter Werkgemeinschaft die
Angehörigen zu einem Wochenende in den Rheingau
ein. Vorträge, Spaziergänge, Weinproben, Gottesdienste
und viele Gespräche halfen uns, aus unserem schwieri-
gen Alltag auszubrechen. Wir lernten uns immer besser
kennen und beschlossen, aktiv zu werden.

Mit Hilfe von Felix Krämer von der Frankfurter Werkge-
meinschaft gründeten wir am 5. Oktober 1988 einen Ver-
ein: »Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen, Freunde

und Förderer psychisch kranker Menschen in Frankfurt
am Main e. V.« Bis zum Jahresende war der Verein einge-
tragen, wir erhielten eine Spende über 1.000 DM und
konnten im Selbsthilfegruppenzentrum in der Uhland-
straße 50 im Frankfurter Ostend einen Büroraum mie-
ten. Wir ließen Briefbogen und unseren Flyer »Rat und
Hilfe für Angehörige psychischer kranker Menschen«
drucken.

Dann ging die Arbeit los. Wir verschafften uns einen
Überblick über die Einrichtungen in Frankfurt am Main,
stellten uns vor, sprachen über unsere Ziele. Jeden Frei-
tagabend boten wir eine zweistündige Telefonberatung
an, am letzten Freitagabend im Monat konnte jeder Inte-
ressierte zu unseren Treffen kommen. So hörten wir, wo
es Probleme gab - und die wollten wir angehen.

Bald war klar, dass wir einen Krisendienst für psychisch
kranke Menschen brauchen, der außerhalb der Bürozei-
ten zu erreichen war, da sich Krisen besonders abends,
an Wochenenden oder Feiertagen zuspitzen. Eine Dru-
ckerei half uns bei der Gestaltung des gelben Plakates,
das wir in der ganzen Stadt verteilten. Einige Frankfurter
Zeitungen unterstützten uns bei unserer Forderung.
Aber es war ein langer Weg, bis Frau Nimsch als Gesund-
heitsdezernentin bei einer Veranstaltung im Bamberger
Hof 1992 die Mitteilung machen konnte, dass ein Krisen-
dienst eingerichtet wird.

Damals gab es die sogenannten Komm-Strukturen. Die
Beratungsstellen erwarteten, dass psychisch Kranke zu
ihnen kamen. Als Angehörige wussten wir, wie schwie-
rig, oft unmöglich das war.

Für Jugendliche gab es in Frankfurt am Main keine Reha-
bilitationsangebote. Für junge, in der Entwicklung
befindliche Menschen bedeutete das nach dem Klinik-

Wer die Entwicklung der Angehörigen-Selbsthilfe nachzeichnet, macht sich
auf eine Zeitreise durch die Geschichte der Psychiatrie, wie die 

Erinnerungen einer Zeitzeugin belegen.

»Am wichtigsten sind nach wie vor die Gespräche
mit Angehörigen«

Vieles hat sich in den letzten Jahrzehnten zum Besseren verändert

Von Edelgard Nolting



aufenthalt wieder eine Trennung von Familie und
Freunden.

Die Behandlung psychisch Kranker erfolgte nur teilweise
vor Ort. Auch die Kliniken in Weilmünster und Hadamar
waren für die Versorgung Frankfurter Patienten zustän-
dig. Da wurden Besuche zu einem Problem. Wer auf
öffentliche Verkehrsmittel angewiesen war und viel-
leicht noch auf den behandelnden Arzt warten musste,
dem konnte es passieren, dass er nicht mehr am selben
Tag nach Hause kam. Wenn Gemeindepsychiatrie kein
Schlagwort bleiben sollte, musste sich einiges ändern.

Ein ausgezeichnetes Forum war die Fachgruppe Psychia-
trie. Dort trafen sich Mitarbeiter aus allen Bereichen der
Psychiatrie, von den Kliniken bis zu den Werkstätten.
Hier wurden viele Denkanstöße gegeben und hier erfuh-
ren wir, was in der Frankfurter Psychiatrieszene geschah.
Nach und nach konnten wir Angehörige auf Entschei-
dungen Einfluss nehmen. Hier wurde auch die jährliche
Psychiatriewoche geplant, die ein Frankfurter Marken-
zeichen wurde. Seit 1989 beteiligen wir uns mit Informa-
tionsständen, Vorträgen und Diskussionen an der Frank-
furter Psychiatriewoche.

Im Laufe der Jahre hatten wir gute Kontakte zu den Ein-
richtungen aufgebaut, und bei unseren Telefonsprech-
stunden konnten wir viele Ratschläge und Adressen wei-
tergeben.

Vieles hat sich positiv verändert. Die Zusammenarbeit
zwischen Sozial- und Gesundheitsdezernat wurde auf
neue Füße gestellt. Das Markus-Krankenhaus bekam
eine Psychiatrie. Mit dem Krisentelefon bei der Bürger-
hilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V. gab es
endlich Ansprechpartner außerhalb der Bürozeiten. Die
Klinik Hohe Mark übernahm die Versorgung für den
Frankfurter Osten. Die Kliniken konnten ihr Angebot um
eine Tagesklinik und eine Institutsambulanz erweitern.

Langsam veränderten sich die Komm-Strukturen. Betreu-
tes Wohnen wurde angeboten. Es gab Psychose-Semina-
re. Der medizinische Dienst der Krankenkassen verän-
derte seine Beurteilungen zugunsten der besonderen
Probleme psychisch Kranker. Patienten aus den forensi-
schen Kliniken wurden mit hoher Professionalität wie-
der in Frankfurt am Main integriert. Es gab Hilfen für
Kinder psychisch kranker Eltern. Die Elisabeth-Straßen-
ambulanz nahm ihre Arbeit auf; seit Jahren betreuen
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Ein Foto aus der Anfangszeit der Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen, Freunde und Förderer psychisch kranker
Menschen in Frankfurt am Main e. V. im Jahre 1991 mit der langjährigen Vorsitzenden Edelgard Nolting (links).
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mit unseren Angehörigen. Viele waren an der Grenze
ihrer Belastbarkeit. Der Begriff »schizophrenogene Mut-
ter« war für viele eine unvorstellbare Belastung. Auch
die These, dass die Familienstruktur Schuld ist an der
Erkrankung, ist durch nichts zu rechtfertigen. Man sollte
sie eher umkehren und sagen, dass eine Familienstruk-
tur durch die Erkrankung zerstört wird.

Wir sahen und sehen es als unsere wichtigste Aufgabe
an, die Familien, besonders aber die Mütter, zu unterstüt-
zen. Die Belastungen durch die Krankheit, die Schuldzu-
weisungen, die Vorwürfe aus dem Familien- und Freun-
deskreis, die eigene Hilflosigkeit sind gewaltig. »Krank-
heit ist Schicksal, nicht Schuld.« Dieser Satz von Evama-
ria Cordes hat uns Mut gemacht. Frau Cordes arbeitete
damals am Philipp-Neri-Institut der Frankfurter Werkge-
meinschaft und war uns eine gute Ratgeberin. Auch ihr
Buch »Im Zweifelsfall einfach ein Mensch« war für
Angehörige wie für Therapeuten eine große Hilfe.

Immer wieder konnten wir feststellen, wie wichtig eine
Selbsthilfegruppe ist. Wir haben gelernt, offen über die
Erkrankung zu sprechen und sie damit aus der Tabuzone
zu holen. Wir haben gelernt, die eigenen Grenzen zu
erkennen und dass Liebe und Abgrenzung kein Wider-
spruch ist.

Im Jahre 2009 übernahm Wolfgang Zimmermann die
Leitung der Arbeitsgemeinschaft. Im Januar 2015 konnte
die Arbeitsgemeinschaft dann in die Räume der Frank-
furter Werkgemeinschaft im Frankfurter Ostend um -
ziehen.

nun Frau Dr. Goetzens und ihr Team auch obdachlose,
psychisch kranke Menschen. Mit dem Haus Buchenrode
gab es endlich eine Reha-Einrichtung für Jugendliche
und junge Erwachsene. Die Arbeitsmöglichkeiten in den
Werkstätten verbesserten sich.

In den 1990er Jahren gab es die ersten Anzeichen für die
Schließung der Klinik Bamberger Hof in Niederrad. Als
Grund wurde die zu hohe Zahl von Krankenhausbetten
angeführt. Für uns Angehörige war eine Schließung des
Bamberger Hofes nicht nachvollziehbar. Der Bamberger 
Hof – untergebracht in einem ehemaligen Hotel mit die-
sem Namen – war in den Augen unserer Angehörigen
keine »richtige« Klinik. Da waren keine großen Hürden
zu überwinden, in den Bamberger Hof mit seinem Bil-
lardtisch im Foyer ging man einfach. Diese Klinik mit
ihrem hervorragenden Konzept und hochmotiviertem
Team, mit der Tages- und Nachtklinik sowie der Ambu-
lanz musste auf jeden Fall erhalten bleiben. Jahrelang
lang schrieben wir Protestbriefe an das Ministerium in
Wiesbaden, die Krankenkassen, den Landeswohlfahrts-
verband Hessen und andere involvierte Stellen, nahmen
Teil an Demonstrationen und hatten Kontakte zu Presse
und Rundfunk. Für den Leiter der Klinik Artur Diethelm
und sein Team war die jahrelange Ungewissheit eine
unvorstellbare Belastung.

Im Jahre 2003 kam dann die erlösende Nachricht: Der
Bamberger Hof bleibt erhalten und wird eine »Klinik
ohne Betten«. Neben der Tagesklinik und der Ambulanz
übernimmt sie die »Aufsuchende psychiatrische Akutbe-
handlung zu Hause«.

Aufsuchende Hilfe, die neben medizinischen auch psy-
chosoziale Probleme angeht, ist ein Meilenstein in der
Gemeindepsychiatrie. Viele Klinikeinweisungen konnten
so vermieden werden. Mit diesem Projekt wurde der
Bamberger Hof richtungsweisend für die Bundesrepu-
blik. Aufsuchende Hilfe ist nicht nur kostengünstiger, sie
ist auch menschlicher. Die Therapeuten lernen das
Umfeld ihrer Patienten kennen. Und in der eigenen
Umgebung ist der Kranke nicht nur Patient. Wenn er den
Mitarbeitern vom Team eine Tasse Kaffee anbietet, ist er
Gastgeber. Das schafft ein ganz anderes Selbstwertge-
fühl.

Wir konnten einiges in Frankfurt am Main verändern.
Aber am wichtigsten waren uns immer die Gespräche

Der Profi-Etikett ›schizophre-

nogene Eltern‹ ist für viele Angehö-

rige eine unvorstellbare Belastung
»

«

Edelgard Nolting 
war von 1988 bis 2009 Vorsitzende der Arbeitsgemein-
schaft der Angehörigen, Freunde und Förderer psychisch
kranker Menschen in Frankfurt am Main e. V.
www.angehoerige-frankfurt.de
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Die Arbeit im Darmstädter Angehörigen-Verein hat vie-
le verschiedene Aspekte. Das Kernstück der Selbsthilfe
sind die Gruppenabende. Angehörige kommen mit der
Hoffnung auf schnelle sachliche Hilfe im psychiatri-
schen Dschungel, Aufklärung über Krankheitsbilder und
Medikamente, Unterstützung für ihre eigene Situation,
tragfähige Handlungsmuster für den Alltag und vieles
mehr.

Durch einen oft regen Erfahrungsaustausch setzen sich
Lernprozesse in Gang. Man reflektiert über die eigene
Lebenssituation sowie über die seines Angehörigen, lernt
die Realität anzuerkennen, die Erkrankung des Familien-
mitglieds zu akzeptieren und die bisherigen Normen,
Werte und Ambitionen zu relativieren. Dadurch können
sich neue Handlungsspielräume und Aussöhnungshal-
tungen mit den Schwierigkeiten ergeben, die aus der
Erkrankung des nahestehenden Menschen erwachsen.
Egal, ob es sich um die Beziehungen Eltern-Kind, Kind-
Eltern, Geschwister oder Partner handelt, immer ist es
von besonderer Wichtigkeit, dass der oder die Kranke als
gleichberechtigt gesehen wird, was oft nicht einfach ist.

In der Darmstädter Angehörigengruppe gibt es neben
den regelmäßigen Gesprächen auch immer wieder Infor-
mationsveranstaltungen – je nach Wunsch der Gruppe –
wie beispielsweise einen Vortrag zum Thema »Nutzen
und Grenzen der Psychotherapie« oder die Vorstellung
des Programms der Tagesklinik, der Arbeit eines Gene-
sungsberaters und anderes mehr. Nahezu jedes Jahr
organisiert der Verein eine Tagung. So gab es Tagungen
zur Problematik der Geschwister von Erkrankten, zur
Medikation oder zu dem Krankheitsbild der Psychose.

Damit die Angehörigen auch »seelisch« auftanken kön-
nen, veranstaltet der Verein jedes Jahr einen Sommer-

ausflug und eine Weihnachtsfeier, zu der auch die
Betroffenen eingeladen werden. Neben der direkten
»psychologischen« Hilfe der Angehörigen untereinander
ist Zielsetzung des Vereins die Verbesserung der psychi-
atrischen Versorgungssituation. Es ist daher wichtig, als
hilfreiche Instanz wahrgenommen zu werden. Die aktive
Mitarbeit im psychosozialen Beirat ist eine wichtige Auf-
gabe des Vereins.

Der psychosoziale Beirat arbeitet auf Grundlage des 
SGB XII mit der Zielsetzung, die gemeindepsychiatrische
Versorgung in der Stadt Darmstadt und im Landkreis
Darmstadt-Dieburg zu fördern und zu entwickeln. Im
Psychosozialen Beirat setzen sich alle am Prozess der Ver-

Neue Spielräume eröffnen und politisch wirken

Die Arbeit eines Angehörigen-Vereins hat viele Aspekte

Von Gisela Petersen

Eine Selbsthilfegruppe kann Angehörigen psychisch Kranker, die meist viele
Schwierigkeiten haben und vor lauter Sorgen um ihr krankes Familienmitglied
sich selbst vergessen, wertvolle Hilfe leisten, damit Eltern, Ehepaare oder
Geschwister wieder zu einem eigenständigen Leben mit Zuversicht und Freude
finden, wie das Beispiel Darmstadt zeigt.
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sorgung Beteiligten zusammen: die Sozialdezernenten
von Stadt und Landkreis, Vertreter der entsprechenden
Sozialverwaltungen, des Gesundheitsamtes, der Koordi-
nationsstelle, des Landeswohlfahrtsverbandes, der Klini-
ken in Darmstadt und im Landkreis, der gemeindepsy-
chiatrischen Versorgungseinrichtungen, der Werkstät-
ten, der niedergelassenen Ärzte, der Betroffenen, der
Angehörigen, des Kinderschutzbundes, der Krankenkas-
sen. Der psychosoziale Beirat veranstaltet alle zwei Jahre
die Tage der seelischen Gesundheit.

Der Verein der Angehörigen psychisch Kranker arbeitet
mit im Vorstand des psychiatrischen Notdienstes. Dieser
telefonische Beratungsdienst bietet professionelle Bera-
tung in den Abendstunden von Freitag bis Sonntag an.
Hierfür werden immer wieder Spenden gesammelt, um
die Beratungsstunden aufrecht erhalten zu können. Falls
es Unannehmlichkeiten in der Betreuung psychisch
Kranker gibt, hilft die unabhängige Beschwerde- und
Vermittlungsstelle. Diese wurde vom Angehörigen-Ver-
ein initiiert und vom psychosozialen Beirat genehmigt,
der auch für die Finanzierung sorgt. Neben dem Angehö-
rigen-Verein sind Betroffene und Profis vertreten. Der
Verein wirkt mit bei der Gestaltung und Durchführung
des Psychose-Seminars. Einer trialogischen Veranstal-
tung, bei der Betroffene und Angehörige mit Unterstüt-
zung von Professionellen an verschiedenen Themen
arbeiten. Dazu gibt es im Frühjahr und im Herbst je
einen Block mit sechs Veranstaltungen.

Letztlich geht es dem Verein der Angehörigen psychisch
Kranker darum, Vertrauen zu gewinnen, eigene Erfah-
rungen einzubringen, offen Defizite aufzuzeigen und bei
notwendigen Änderungen mitzugestalten.

Ein weiterer Baustein ist die Arbeit in der Selbsthilfeor-
ganisation. Bei dem jährlich stattfindenden Tag der
Selbsthilfegruppen in Darmstadt ist der Verein mit
einem Stand präsent und holt so die seelischen Erkran-
kungen heraus aus der Zurückgezogenheit. Seelische
Krankheiten sollten wie alle anderen Krankheiten wahr-
genommen werden und deshalb wird der Bevölkerung
an diesem Tag ermöglicht, sich darüber zu informieren.
Da psychische Krankheiten leider immer noch oft stig-
matisiert werden, ist solche Antistigma Arbeit äußerst
wichtig.

Der Verein der Angehörigen psychisch Kranker ist also
nicht nur für die Angehörigen psychologisch wichtig,
sondern auch ein »politisches« Forum, um mitzuhelfen,
dass sich im psychiatrischen »Betrieb« weiter Verände-
rungen zum Guten ergeben. Dieser politische Anspruch
wird durch die Mitarbeit im Landesverband und im Bun-
desverband umgesetzt. Aktuell stehen dabei die Diskus-
sionen um das Psychisch-Kranken-Gesetz in Hessen im
Fokus.

Willkommen
Gesprächsrunden der Ortsgruppe Darmstadtder Angehörigen psychisch Kranker e. V.:jeden zweiten Montag 17.30 bis 19.00 Uhr

Treffpunkt: 
Haus des Caritasverbands, Sturzstraße 964285 Darmstadt

Auch Nicht-Mitglieder sind sehr herzlich willkommen.

info@angehoerige-darmstadt.dewww.angehoerige-darmstadt.de

Gisela Petersen 
arbeitet in der Erwachsenenbildung. Sie ist seit Grün-
dung des Psychiatrischen Notdienstes Darmstadt e. V.
im Jahre 2002 in dessen Vorstand und seit 2004 Vorsit-
zende des Vorstandes des Ortsverbandes der Angehöri-
gen Psychisch Kranker Darmstadt e. V.
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»Das Allerschlimmste für einen psychisch Erkrankten
ist, dass man bei vollem Verstand kein Selbstwertgefühl
mehr hat.« Das ist ein Zitat aus dem Landesverband der
Psychiatrie-Erfahrenen. »Einmal verrückt – immer ver-
rückt!« So erleben viele der Betroffenen ihren Alltag, sie
fühlen sich von Mitmenschen selten ernst genommen.

In Folge der Psychiatrie-Enquete wurden in den 1980er
Jahren viele psychiatrische Selbsthilfegruppen der Ange-
hörigen und später auch der Betroffenen und aktiv. Für
diese war es sinnvoll, sich in einem Landesverband zu
organisieren, der die politische Vertretung leistet. Die
Psychiatrie-Reform zugunsten der Betroffenen hat davon
wesentlich profitiert.

Prägend und unvergesslich ist es, einen geliebten Men-
schen während einer monate- oder jahrelangen psychoti-
schen, schwer depressiven oder manischen Phase beglei-
tet zu haben – während vom Betroffenen in der Regel
jedes medizinische Hilfsangebot mehr oder scharf abge-
lehnt wird. Der Mensch in Psychose oder Manie erlebt
sich als »über-gesund« und braucht keine Hilfe! Nichts ist
mehr wie gewohnt, die Eindrücke sind für alle Beteiligten
massiv und familienerschütternd, sie wirken lange Jahre
nach. Die Aufarbeitung ist auch für die Angehörigen
anstrengend und gelingt selten ohne Hilfe von Selbsthil-
fegruppen oder Profis.

Gut, dass es insbesondere die ehrenamtlich Selbsthilfe-
gruppen der Angehörigen psychisch kranker Menschen
gibt. Hier erhält der Antworten suchende Angehörige Hil-
fe: Orientierung! Die örtliche Selbsthilfegruppe reagiert
aufnehmend und mitfühlend. Jeder Angehörige spürt es:
Die kennen das! Die Leute haben Ahnung und kennen
meine Sorgen. Der Arzt muss sich ans Gesetz halten: Die
Autonomie des Patienten ist zu achten. Ohne Einladung
durch den Patienten selbst darf der Arzt nichts machen.
Konsequenz: Die Erkrankung schreitet über Monate und

Jahre unbehandelt fort und endet meist durch Meldung
von Fremd- oder Selbstgefährdung. Wieder ein überflüssi-
ger psychiatrischer Notfall mit Klinikeinweisung und
Sirenengeheule und Nachbarn an den Fenstern! Unsere
Rechtslage ist an dieser Stelle widersprüchlich: Die
Patienten-Autonomie wird über den Notfall gestellt, als
würde der Klient gezielt auf den Notfall hin arbeiten. Die
gesamte Familie und deren Umfeld sind unglaublich
herausfordert. Wir Angehörige sehen die Duldung dieser
Notlage durch das Gesundheits- und Sozialsystem als
unterlassene Hilfeleistung an.

Was schmerzlich vermisst wird:

Krisenhilfen, an sieben Tagen in der Woche, 24 Stun-
den je Tag. Deren Wirksamkeit ist vielfach belegt.

Abschaffung der Zwei-Klassen-Medizin: Eine medizini-
sche Versorgung, die den Ansprüchen der somatischen
Medizin entspricht.
Ein Entlass-Management durch die Akut-Kliniken
innerhalb eines integrierten psychiatrischen Systems:
z. B., dass dem Patienten bei Entlassung ausreichend
Medikamente verordnet, aufsuchende Hilfen organi-
siert und die Angehörigen informiert werden. Seit
Jahrzehnten fallen entlassene Patienten wegen dieses
bisher lückenhaften Systems in ein Therapieloch.

Die Akut-Therapie des Erkrankten muss durch ver-
pflichtende begleitende Gespräche mit Angehörigen
ergänzt werden. In Kliniken in Berlin und Nordrhein-
Westfalen gibt es »Angehörigenvisiten« in Form von
regelmäßigen Terminen in zeitlicher Abstimmung mit
den Angehörigen. Den Angehörigen bringen die
gewonnenen Kenntnisse erhebliche Sicherheit im
Umgang. Die Sicht der Ärzte und Pfleger ist naturge-
mäß einseitig: Sie sehen nur den Patienten in seiner
schweren Krise. Die Angehörigen tragen durch ihren

Viele Hoffnungen, kleine Schritte, unbeirrter Einsatz

Die Arbeit des Landesverbandes der Angehörigen psychisch Kranker

Von Manfred Desch

Die Entwicklung in der Psychiatrie darf nicht ohne die betroffenen
Familien oder gar gegen sie stattfinden. Diese Erkenntnis stand am
Anfang des hessischen Landesverbands der Angehörigen, der bereits
1988 in Offenbach gegründet wurde.
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Beitrag dazu bei, dass beispielsweise charakterliche
Eigenheiten nicht als krankhaft eingeschätzt und the-
rapiert werden. Informierte Angehörige wirken stabili-
sierend und helfen, den Profis Dinge bewusst machen,
die sie nicht wissen können.

Hilfe zur Wiedereingliederung ist eine wichtige Arbeit
mit dem Klienten und hat auch positive Auswirkung
auf dessen psychische Gesundheit. Eine Kostenbeteili-
gung am Aufwand der Gemeindepsychiatrie und der
Wohnheime durch die Krankenkassen halten wir des-
halb für erforderlich.

Langfristig begleitende Therapien zur Wiedererlan-
gung der Autonomie, wie sie körperlich kranken Men-
schen gewährt wird.

Psychisch beeinträchtigte Personen leben nach ihren
akuten Krisen oft in Heimen oder Wohngruppen. Für
Menschen mit Vermögen oder Einkommen bedeutet
das, dass dieses Kapital für die erforderliche Betreu-
ungsarbeit, Wohnen und Leben herangezogen wird.
Eine Verarmung für den Betroffenen und Angehörige
ist die Folge. Sollte nach Jahren eine Genesung eintre-
ten, ist für einen Neustart kein Kapital mehr da.

Laut einer wissenschaftlichen Studie in Bayern aus dem
Jahr 2014 sind dort über 70 Prozent der obdachlosen Men-
schen psychisch krank. Diese Zahl lässt sich durchaus für
Deutschland hochrechnen. Die Mär vom Clochard, dem
Lebenskünstler, ist eine Verbrämung und weit von der
Realität entfernt. Diese romantische Phantasie lässt die
Bevölkerung dulden, dass Menschen in Elend auf der
Straße leben, bei Frost im Freien schlafen, kaum medizi-
nische Leistungen in Anspruch nehmen und sehr frühzei-
tig versterben. Dem Grundgesetz wird das nicht gerecht.

Die Hessische Landesregierung arbeitet intensiv daran,
zügig ein hilfreicheres Psychisch-Kranken-Hilfegesetz zu
entwickeln. Die bekannten Forderungen haben die Psy-
chiatrie-Profis, die Betroffenen und Angehörigen auf den
Lippen und die Politik kennt sie auch schon lange genug.

Ziele und Formalien des Vereins

Der Landesverband Hessen der Angehörigen psychisch
Kranker e. V. hat sich zur Herzensaufgabe gemacht, die
Situation der betroffenen Personen und deren Angehöri-
gen möglichst mit ihnen zusammen zu verbessern. Es
gibt trotz vieler durchgeführten Verbesserungen der ver-
gangenen Jahrzehnte noch genug zu tun. So ist uns ein
respektabler Umgang mit unseren psychisch beeinträch-
tigten Angehörigen wichtig. Verbandsmitglieder über die

laufende Arbeit und Ziele zu informieren, geschieht zum
Teil über die Website und im wesentlichen auf der Mit-
gliederversammlung und zusätzlichen Angehörigen-
Fachtagungen.

Begleitende Angehörige verzichten aus verschiedenen
Gründen auf Gespräche mit anderen betroffenen Famili-
en. Der erhebliche Druck durch viele erschütternde Erleb-
nisse kann durch vertraute Gespräche mit Gleich-Betrof-
fenen innerhalb der Selbsthilfegruppen-Arbeit nach und
nach gemildert werden. Neue Umgangsformen mit pro-
blematischen Momenten können gehört und probiert
werden.

Unverzichtbar sind die von Kliniken eingerichteten und
die unabhängigen Selbsthilfegruppen. Diese werden
besonders von Menschen in schwerer psychischer Krise
als neutraler Beratungsort für ihre Angehörigen wahrge-
nommen und akzeptiert. Hilfe unter Gleich-Betroffenen
ist eine der wirksamsten Hilfen, die es gibt. Wer diese
erhalten hat, sollte motiviert sein, sie auch an nachfol-
gende Familien in denselben Nöten weiterzugeben.

Der Landesverband der Angehörigen Hessen ist auch ein
Ansprechpartner für psychiatrische Einrichtungen. Einige
Kliniken unterhalten oder planen offene Angehörigen-
gruppen, von der besonders die Familienmitglieder der
Patienten durch gewonnene Transparenz der Profi-Arbeit
profitieren sollen. Die freiwillige Angehörigen-Arbeit in
Hessen ist in der Politik anerkannt.

Lassen Sie mich zum Schluss persönlich werden: In eini-
gen Gesprächen mit psychiatrieerfahrenen Menschen
und betreuenden Profis entstand der Eindruck, dass sich
die Menschen mit seelischen Einschränkungen und
Abhängigkeitserkrankungen mehr Anteilnahme durch
ihre Angehörigen und Freunde wünschen. Deshalb bitte
ich Sie als Familien und Freunde, die aus Scheu oder aus
anderen Gründen den Kontakt mit ihren betroffenen
Familienmitgliedern vermeiden, diese Haltung zu über-
denken. Verwechseln wir bitte niemals die geliebte Per-
son mit krankheitsbedingten Ereignissen.

Manfred Desch 
ist Vorsitzender des Landes-
verbandes der Angehörigen

psychisch Kranker Hessen e. V.
www.angehoerige-hessen.de
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Bei vielen meiner öffentlichen Vorträge zum Thema
»Psychiatrische Krankheiten« – insbesondere wenn es um
das Thema Stigmatisierung geht – mache ich eine Wette
mit meinen Zuhörern: Wer absolut niemanden in der Ver-
wandtschaft hat, der an einer psychischen Erkrankung lei-
det, der bekommt von mir ein Lehrbuch der Psychiatrie
geschenkt. Bislang musste ich den Buchhändler noch nie
bemühen. Bei der enormen Häufigkeit dieser Erkrankun-
gen gibt es praktisch niemanden, der nicht Angehöriger
eines psychisch Kranken ist. Insofern richtet sich dieses
Heft eigentlich an uns alle! Aber weder fühlen sich alle
angesprochen, noch ist das vermutlich überhaupt inten-
diert. Diese beiden Aspekte möchte ich im Folgenden
näher beleuchten. Warum fühlen sich nicht alle angespro-
chen, wenn von Angehörigen psychisch Kranker die Rede
ist? Zum einen ist die öffentliche Wahrnehmung psy-
chischer Erkrankungen in der Öffentlichkeit sehr selektiv
und umfasst gerade einmal schizophrene Psychosen –
zumal in ihren akuten Verlaufsbildern – und vielleicht
noch akute Manien. Das ist aber tatsächlich nur ein Teil
(und noch nicht einmal der größte) der Krankheitsbilder,
die wir in der Psychiatrie behandeln.

Die bei weitem größte Krankheitsgruppe in den psychi-
atrischen Kliniken ist die der Stimmungserkrankungen,
also der bipolaren Erkrankung und der Depression, und
gerade letztere wird oft nicht richtig (oder überhaupt)
diagnostiziert, so dass sie dann natürlich auch nicht als
psychiatrische Erkrankung wahrgenommen wird. Dazu
kommt die große Gruppe der Angststörungen, die über-
wiegend im ambulanten Sektor behandelt werden und die
oft ebenfalls nicht als Krankheit im engeren Sinn wahrge-
nommen werden. Noch schlimmer verhält es sich mit den
Suchterkrankungen, insbesondere der Alkoholabhängig-
keit (um die drei Millionen Patienten in Deutschland!), die
als Charakterfehler, Willensschwäche oder ähnliches inter-
pretiert werden. Die demenziellen Erkrankungen schließ-
lich werden gern der Neurologie zugeordnet oder aber als
Folgen normalen Alterns angesehen.

Wenn man nun bewusst gegen dieses Ausblenden steuert
und mit irgendeinem beliebigen Frankfurter das ICD-10
durchdeklinieren würde von den organischen Störungen
bis zum ADHS, dann findet man mit Sicherheit auch den
Angehörigen eines psychisch Kranken. Was übrigens auch
für cardiovaskuläre oder metabolische Erkrankungen
zutreffen dürfte – es ist nur eben so, dass die psychischen
Erkrankungen hier in keiner Weise irgendwie besonders
wären und dass jede Stigmatisierung geradezu albern
wäre, wenn sie nicht so negative Folgen hätte.

Ist denn diese Nicht-Wahrnehmung denn schlimm? Ja, das
ist sie. Denn nur wenn sich das Bewusstsein durchsetzt,
dass psychische Erkrankungen alle angehen und alle
betreffen, dann wird auch die Einsicht steigen, dass hier
entsprechende Ressourcen bereitgestellt werden müssen.
Das ist auch eine politische Botschaft, denn wenn plötzlich
jedem bewusst wird, dass es sich in dieser Frage um ein
höchst persönliches Problem handelt, dann wird das plötz-
lich auch im Hinblick auf Wahlen ein potentielles Thema
und damit relevant. Fragen Sie Ihren Wahlkreisabgeordne-
ten, wie er sich für psychisch Kranke einsetzt! Denn damit
setzt er sich für Ihre Tante, Ihren Sohn oder Ihre Großmut-
ter ein, und nicht für irgendwelche »Verrückten«, die mit
dreihundert Katzen in einer Einzimmerwohnung hausen.

Tatsächlich aber droht seitens der Politik mit Einführung
des sogenannten PEPP-Vergütungssystem eine systemati-
sche Unterversorgung mit erheblichem Abfall der Qualität
der stationären psychiatrischen Versorgung. Schon jetzt
werden einem stationär-psychiatrischen Patienten nicht
einmal vier Therapiestunden (mit Arzt und Psychologen)
pro Woche zugesprochen, und das umfasst Visiten, Team-
besprechungen, Dokumentation, Übergaben, Arztbrief-
schreibungen, Telefonate, Krankenkassenanfragen (nicht
wenige!): also einfach alles.

An Therapiezeit an und für sich bleibt da nur wenig übrig,
und das wird nach Einführung der PEPP noch weniger. Sie

Zwischen Angehörigen und den Professionellen in der Psychiatrie mag
es gelegentlich Spannungen geben. Doch müssen sich beide Gruppen
einsetzen für eine bessere Versorgung psychisch 

Wer, wenn nicht wir?

Die Angehörigen psychisch kranker Menschen sind gefordert

Von Andreas Reif
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Angehörigen, also Sie alle, wehren Sie sich dagegen! Nur
wenig Angehörige engagieren sich leider in Interessen-
gruppen, Selbsthilfegruppen oder ähnlichem – vermutlich
weil die größte Angehörigengruppe in der »Rush Hour«
des Lebens steckt: eigene Kinder, anstrengende Vollzeit-
Arbeit, ein Angehöriger der Zuwendung und Hilfe braucht
– es ist oft (leider) keine Zeit mehr da für solche Lobbyar-
beit, so dringend sie auch nötig wäre. So gut ich das verste-
hen kann, so schön wäre es, wenn mehr Angehörige sich
organisieren würden.

Wer ist Adressat dieses Heftes? Genau weiß ich das natür-
lich nicht, aber die »üblichen Verdächtigen« sind die Ange-
hörigen dementer, schizophrener und bipolarer Patienten
– also (zumindest bei den letzten beiden Gruppen) die
hochakuten Krankheitsgruppen, die auch meist irgend-
wann einmal stationär behandelt werden. Angehörige
depressiver Patienten zum Beispiel aber fallen oft durch
das Raster, obwohl die Belastungen für diese häufig
genauso hoch ist wie für die anderen Gruppen. Einen
guten Grund hierfür kann ich auch nicht angeben, mögli-
cherweise ist das sogar historisch bedingt, er es wäre sehr
wünschenswert, dass sich das ändert.

Im Umfeld der psychiatrischen Therapie bestehen zahlrei-
che Schnittstellen zu den Angehörigen. Zunächst einmal
sind sie selbst oft hilfs- und unterstützungsbedürftig,
suchen nach Information und Hilfsangeboten. Das Wissen
um psychische Erkrankungen ist oft schon bei nicht-psy-
chiatrischen ärztlichen Kollegen sehr gering ausgeprägt,
bei Laien verständlicherweise oft noch weniger - geprägt
auch durch tendenziöse und fachlich nicht fundierte Dar-
stellungen in den Medien, Vorurteile, tradierten Meinun-
gen und ähnlichem, aber leider nicht auf Fakten (die es
tatsächlich auch im Bereich der Psychiatrie gibt!).

In Zusammenhang mit dem Gesagtem besteht hier eine
Verpflichtung für meinen Berufsstand, Aufklärung zu leis-
ten, Multiplikatoren und die Öffentlichkeit sachlich und
fundiert aufzuklären. Nicht zuletzt deshalb haben wir die-
ses Jahr in Frankfurt das Deutsche Zentrum für Entwick-
lungspsychiatrie e. V. und das Frankfurter Bündnis gegen
Depression e. V. aus der Taufe gehoben. Psychiatrische
Erkrankungen interagieren natürlich mit dem familiären
Umfeld und wenn nicht häufig, aber auch nicht selten tra-
gen innerfamiliäre Konflikte oder Probleme zu psy-
chischen Erkrankungen bei. Dies zu erkennen und gegebe-
nenfalls zu behandeln ist ebenfalls Teil des Spannungsfel-
des Psychiatrie und Angehörige. Aber auch die psychiatri-
sche Therapie als solche lebt davon, dass Angehörige mit
einbezogen werden. Die Angehörigen »mit an Bord« zu
haben, ihnen das Krankheitsmodell darzustellen, Thera-
pien zu erklären und sie mit einzubeziehen ist essentiell -
ohne das geht es häufig nicht, und Angehörige zu ignorie-
ren ist einer der häufigsten und vielleicht sogar fatalsten
Fehler der psychiatrischen Behandlung.

Fast schon trivial ist es zu erwähnen, dass Informationen
von Angehörigen über Symptomatik und Vorgeschichte
oft ganz wertvolle Hinweise auf die korrekte Diagnose lie-
fern. Von welcher Seite man es also betrachtet, die Ange-
hörigen müssen mit einbezogen werden. Problematisch ist
hier nur, dass eben auch hierfür seitens des Gesetz-(=Geld-)
gebers keinerlei Zeit eingeplant wurde. Der Behandler
muss das also de facto mehr oder weniger in seiner Frei-
zeit machen; nur so können Angebote wie beispielsweise
die offene Angehörigen-Sprechstunde in der Psychiatri-
schen Universitätsklinik aufrechterhalten werden.

Nicht zuletzt aufgrund dieser Ressourcenknappheit brau-
chen wir hier intelligente Ideen, wie wir Abhilfe leisten
können – gerade im eher allgemeinen Informationsbe-
reich lässt sich beispielsweise viel webbasiert erreichen.
Im Zusammenarbeit mit der Deutschen Gesellschaft für
Bipolare Störungen e. V. (www.dgbs.de) erstellen wir so
beispielsweise gerade in der Klinik einen Info-Flyer für
Angehörige, der ganz allgemein einen Ratgeber darstellen
soll, was psychiatrische stationäre Behandlung beinhaltet
(und was nicht).

Darüber hinaus sind diagnose-spezifische Psychoedukati-
onsgruppen, wie es sie in der Frankfurter Universitätspsy-
chiatrie für Depression, Bipolare Störung und Schizophre-
nie gibt, sehr ökonomisch und auch effizient, wenn es um
Wissensvermittlung über Krankheiten geht. Insgesamt
wird es jedoch ohne ehrenamtliche Peer-to-Peer-Beratung,
also die Beratung von Angehörigen durch Angehörige,
nicht gehen und dies muss in den nächsten Jahren unter-
stützt und ausgeweitet werden. Als Vorbild kann hier die
Beratung durch die Frankfurter Alzheimer-Gesellschaft
genannt werden (www.frankfurt-alzheimer.de).

Letztlich kann dieser kurze Text nur einige Aspekte des
Themenkomplexes »Angehörige Psychisch Kranker« anrei-
ßen; um so besser, dass sich hier eine ganze Ausgabe der
»Treffpunkte« dieses enorm wichtigen Themas widmet
und so hoffentlich weiter dazu beiträgt, die Situation der
Angehörigen zu verbessern.

Prof. Dr. Andreas Reif 
ist Direktor der Klinik für Psychia-

trie, Psychosomatik und Psycho-
therapie der Goethe-Universität

Frankfurt am Main.
www.psychiatrie.uni-frankfurt.de
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Vor weit über hundert Jahren entdeckten Sigmund Freud
und andere, dass der Mensch eine Psyche hat. Dass also das
menschliche Handeln nicht nur vom Verstand bestimmt
wird, vom bewussten Planen, Denken, Fühlen, sondern dass
das Denken und Handeln des Menschen ganz wesentlich von
inneren Abläufen bestimmt wird, von denen der Mensch
 selber wenig bis gar nichts mitbekommt. Psyche eben.

Wie gesagt, seit über einem Jahrhundert ist das bekannt.
Dieses Wissen hat sich seither auch weit verbreitet. Aber
immer noch leben viele Menschen nach dem Motto: »Psy-
che? Hab ich nicht. Das passiert nur anderen.« Wobei mit
»andere« Menschen gemeint sind, die irgendwie mit ihrem
Leben nicht klar kommen. Was mehr oder weniger unausge-
sprochen bedeuten soll: Psyche ist nur was für Versager; wer
sein Leben im Griff hat, braucht sowas nicht. Was natürlich
kompletter Blödsinn ist. Jeder Mensch hat eine Psyche. Und
bei jedem Menschen unterstützt sie ihn, behindert ihn
manchmal und macht ihn überhaupt erst lebensfähig. Denn
stellen Sie sich mal vor, Sie müssten jede kleinste Entschei-
dung in jeder Sekunde Ihres Lebens bewusst abwägen und
dann bewusst diese Entscheidung treffen. – Sie wären schon
lang verhungert, weil Sie vor dem vollen Kühlschrank ent-
kräftet zusammengebrochen wären über der Frage, welchen
Joghurt Sie jetzt herausnehmen. Wobei Sie schon gar nicht
bis zum Kühlschrank gekommen wären, weil Sie immer
noch überlegen würden, welches Bein Sie jetzt in welchem
Winkel nach vorne bewegen sollen. Weil der Mensch aber
im Leben was erreichen will, beispielsweise einen Joghurt
essen oder den richtigen Partner auswählen, hat er den
größten Teil seines Denkens und Fühlens in einen Arbeits-
speicher ausgelagert, wo alles im Hintergrund abläuft und
der Festplatte erst den schnellen und effektiven Betrieb
ermöglicht.

Gelegentlich aber schleicht sich im Arbeitsspeicher ein Bug
ein, oder er ist einfach voll oder von Microsoft program-
miert, und dann produziert die Psyche seltsame Dinge, die
sich in der Außenwelt als Psychose oder Depression oder
bipolare Störung oder Persönlichkeitsstörung oder sonst
eine unangenehme Weise zeigen. Und dann kommen Ange-
hörige oder Nachbarn, die selbstverständlich über keine
Psyche verfügen (siehe oben) und sagen: »Depression? Der
soll sich einfach nicht so gehen lassen, dann ist das gleich
vorbei.« Nicht selten fallen in diesem Zusammenhang Wor-
te wie »Faulpelz«.

Ein paar Beispiele für das fehlende Verständnis von psy-
chischen Vorgängen, die ich in letzter Zeit erlebt habe: Ein
Mann lebt zwanzig Jahre mit einer Frau zusammen. In die-
sen zwei Jahrzehnten sagt er ihr kein einziges Mal, dass er
sie liebt. Liebe ist schließlich auch nur so Psychozeug.
Schließlich heiratet er sie. Nur aus steuerlichen Gründen,
wie er auch dem Standesbeamten während der Hochzeit
mehrmals sagt.

Ein Klient von mir ist über Jahre hinweg immer passiver
geworden, bis er nur noch in seiner Wohnung sitzt und als
einzige Beschäftigung das gelegentliche Essen von Nudeln
pflegt. Sonst tut er nichts. Er kam nach massivem monate-
langem Zureden in eine Therapeutische WG. Dort wurde es
als Erfolg gefeiert, dass er sich nach einem halben Jahr mal
wieder gewaschen hat. Der Klient hat eine extrem domi-
nante Schwester, die schon immer genau gewusst hat, was
für ihn richtig ist. Die fiel einmal im Jahr in die WG ein und
mischte dort alle gründlich auf. Die Zusammenhänge zwi-
schen dem Verhalten der Schwester und der Passivität ihres
Bruders waren offensichtlich. Nichts zu tun war seine einzi-
ge Möglichkeit, ein eigenständiges Leben zu führen. Als ich
bei einem Krisengespräch mal einwarf: »Es geht doch hier
nicht ums Duschen, sondern um den lebenslangen Konflikt
zwischen Ihnen und Ihrem Bruder«, da schrie mich die
Schwester an: »KONFLIKT??? Wir haben keinen Konflikt!«

Ein Mensch arbeitet ständig bis zur völligen Erschöpfung.
Wenn man den Gedanken ausspricht, dass das vielleicht
damit zu tun haben könnte, dass er ohne Arbeit einsam zu
Hause sitzen müsste, dann dementiert das dieser Mensch
heftigst. Er arbeitet nur ja nur deshalb so viel, weil er die
Arbeit gut machen will. Ein Mensch bringt sich um. Viele
fallen über ihn her: »Was ist das für ein Egoist? Denkt der
denn nicht an seine Kinder? Und den armen Lokführer?« Es
ist schon seltsam. Wenn jemand Krebs bekommt, sagt auch
niemand: »Der soll sich nicht so anstellen, dann geht das
auch schnell weg.« Oder: »Dieser Egoist! Einfach zu ster-
ben! Denkt der nicht an seine Kinder?«

Wenn der Körper nicht so tut, wie er soll, dann ist das
schlimm, aber akzeptabel. Wenn die Psyche streikt, dann ist
das persönliches Versagen des Betroffenen. Weil er ja gar
keine Psyche hat.

Es ist seltsam. Immer noch, nach über hundert Jahren.

Psyche? Das passiert nur anderen

Ein Zwischenruf von Manfred Dempf

Manfred Dempf ist seit zwei Jahrzehnten als freiberuflicher Betreuer in einer Bürogemeinschaft im Allgäu tätig. Im Internet
berichtet er regelmäßig in unterhaltsamer Art über seine Tätigkeit, um das Betreuungsrecht unter die Leute zu bringen.
www.manfredjosef.wordpress.com



Psychoedukationskurse sind heute wichtiger Bestandteil
einer modernen psychiatrischen Behandlung. »Wissen ist
Macht! Und die Voraussetzung für eine umfassende Teilha-
be an den Errungenschaften unseres Wohlfahrtssystems
ganz allgemein und der modernen Medizin im Speziellen!«,
schreiben die Autoren J. Bäuml, S. Lüscher und G. Pitschel-
Walz unter dem Titel »Was ich nicht weiß, macht mich
nicht ›weise‹ …« (Psychiatrische Praxis, 6/2015, S. 293 ff.).

Dennoch sind sich die Fachleute über die Wirksamkeit von
Psychoedukation uneins: Kurse verbesserten nur das Wis-
sen über die Erkrankung, das Vulnerabilitäts-Stress-Modell
manifestiere das biologisch-genetische Krankheitsmodell
und überhaupt sei sie nur eine Erziehungsmaßnahme zur
Medikamenteneinnahme. Einig sind sie sich aber darüber,
dass die Nachhaltigkeit von Psychoedukation wesentlich
vom Einbezug der Angehörigen abhängt (Debatte Pro &
Kontra, ebd. S. 296 f.).

Die Fachzeitschrift liegt auf dem Tisch. Bernd Butzbach
kennt die Debatte und greift das Thema Nachhaltigkeit
auf. Für ihn überwiegen nach über zwanzig Jahren Berufs-
erfahrung in der Sozialpsychiatrie die Vorteile der Psychoe-
dukation: »Psychose-Patienten haben mehr Lebensqualität,
eine kürzere Behandlungsdauer in der Klinik und damit
mehr Lebenszeit für sich, die sie nicht im Krankenhaus ver-
bringen müssen.«

Diese Fakten haben ihn zur Zusatzausbildung »Psychoedu-
kation bei Schizophrenie für Angehörige und Betroffene«
bei Dr. Matthias Bender, ärztlicher Direktor Vitos Hadamar
und Hans Gunia, Psychologe in Darmstadt, motiviert. In
Theorieeinheiten mit Rollenspielen hat er für sich
»gedankliches Handwerkszeug« für die Alltagsarbeit mit-
genommen und dabei »das ganze Spektrum der Erkran-

kung erfahren – wie entsteht sie, was kann man im Alltag
machen, was trägt zur Verbesserung, was zur Verschlechte-
rung bei. Eine »kompakte Zusammenfassung von Fachwis-
sen und Berufsalltag«, umschreibt er die Kursinhalte und
erläutert nebenbei das Synapsen-Modell der modernen
Neurowissenschaft: »Eine verstärkte Ausschüttung von
Dopamin führt zur erhöhten Informationsübertragung und
Reizüberflutung im Gehirn. Das Psychose-Risiko nimmt zu.
Medikamente dagegen steuern den Durchfluss im ›synap-
tischen Spalt‹ und tragen dazu bei, das Rückfallrisiko zu
senken.«

Neben Kursthemen wie »Symptomatik und Diagnostik«,
das »Vulnerabilitäts-Stress-Bewältigungsmodel«, »Psycho-
therapie« und »Psychosoziale Maßnahmen« sind bei Ange-
hörigen »Schuld und Scham« wichtige Themen, erzählt
Butzbach, auch das Erleben der Krankheit als Schicksal. Fra-
gen wie »Was habe ich falsch gemacht, was versäumt?«
oder »Wie sage ich es meinem Nachbarn?« quälten die
Kursteilnehmer.

Wesentliche Aufgabe als Kursleiter ist für Butzbach, »ein
Klima zu schaffen, in dem sich die Teilnehmer äußern und
dabei erleben können, dass es anderen auch so geht«. Wird
beispielsweise das Thema Schuld erstmals ausgesprochen,
wird schnell klar, dass es keine Schuldfrage ist, so Butzbach
und fügt hinzu: »Das entlastet Angehörige ungemein.«

Die Kurse bieten keine Lösungen, helfen aber Angehörigen,
Klarheit über ihr Verhalten zu erlangen und selbstbewuss-
ter zu werden. Auch dabei, ihre Rolle als Eltern, Partner
oder Nachbar zu definieren: »Ich kann alles immer
schlimm sehen oder entspannt damit umgehen. Ich kann
der liebe Nachbar sein oder mich öffnen, wenn es für mich
besser passt.«

»Ich bin mit meinen Problemen nicht alleine« 
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Bernd Butzbach, 55, Diplom-
Pädagoge, arbeitet seit 1995
bei der Stiftung Lebensräu-
me Offenbach im Betreuten
Wohnen und in der Wohn-
heimbetreuung. In Koope-
ration mit dem Sana Klini-
kum bietet er Psychoeduka-
tionskurse für Betroffene
und Angehörige in Koope-
ration mit Fachärzten an.

Gespräch mit Kursleiter Bernd Butzbach: Psychoedukationskurse 

Lebensräume

entlasten Angehörige chronisch ErkrankterErkrankter
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Wir sind im Obertshausener Rathaus im Sitzungssaal 4
verabredet. An der Tür hängt ein foliiertes Schild »Sprech-
stunde SpDi – Hossein Saleh«. Meine fünf Fragen sind
mit der Pressestelle des Landkreisamtes Dietzenbach
abgestimmt. Wir können mit Interview loslegen. Die Fra-
gen liegen auf dem Tisch: Welche Themen brennen den
Angehörigen unter den Nägeln? Welche Unterstützung
erfahren sie in der Gruppe? Was können Angehörige für
sich selbst und im Umgang mit ihren erkrankten Ange-
hörigen lernen? Warum sollten sie die Gruppe aufsuchen
und welche Kompetenzen muss der Leiter mitbringen?

»Angehörige sind immer auch Betroffene, sie leiden min-
destens so viel wie die Erkrankten selbst«, schildert der
Diplom-Soziologe und systemischer Familientherapeut.
Vor rund achtzehn Jahren hat er eine bestehende Ange-
hörigengruppe in Seligenstadt übernommen. Er
beschreibt sie als »Atempause vom Alltag«.

Die Menschen finden in der Gruppe vor allem »Gehör
und Verständnis« und können spüren, dass sie mit ihrer
Problematik nicht alleine sind, erzählt Saleh. Am meisten
macht nach seiner Erfahrung den Menschen das Allein-
sein mit ihren Sorgen und Nöten zu schaffen: »Das
Gefühl, von anderen nicht verstanden zu werden und
Vorbehalten gegenüberzustehen, bringt Angehörige häu-
fig in die Isolation.« Als weitere Themen werden
genannt: Angst und Schuldgefühle, Unsicherheit, Ratlo-
sigkeit, Verzweiflung und fehlendes Wissen über die
Erkrankung und Hilfsangebote.

Hossein Saleh sieht seine Gruppenleiteraufgabe mehr
»als Begleitung«. Die Frage nach den notwendigen Kom-
petenzen fasst er folgendermaßen: »Der Begleiter muss
für ein offenes und vertrauensvolles Klima sorgen und
darauf achten, dass die Schweigepflicht eingehalten wird.
Wissen über die Krankheitsbilder muss er mitbringen,

medizinische und therapeutische Behandlungsmöglich-
keiten kennen und gut über die regionalen Hilfsangebote
für Angehörige und Erkrankte Bescheid wissen.«
Häufige Erfahrung des Soziologen ist, dass die Angehöri-
gen sich von Ärzten und Therapeuten »außen vor gelas-
sen« und als »Experten« nicht zurate gezogen und ausrei-
chend informiert fühlten. Sie wünschten sich mehr
Gehör und Information und möchten ernst genommen

Atempause vom  Alltag
Gespräch mit Hossein Saleh vom Sozialpsychiatrischen Dienst Dietzenbach: 

Lebensräume

Der Pädagoge erlebt, dass Psychoedukationskurse bei
Betroffenen wie Angehörigen sehr begehrt sind. Rund zwei
Monate dauert ein Kurs, der aus acht Doppelstunden
besteht. Jeweils drei hat Butzbach gemeinsam mit einer
Ärztin im Sana Klinikum Offenbach erfolgreich durchge-
führt. Acht bis zwanzig Personen saßen in den Gruppen.
Nach Butzbach wissen die Teilnehmer die kompakte Wis-
sensvermittlung über die Erkrankung und deren Behand-
lungsmöglichkeiten – medizinisch, psychotherapeutisch
und psychosozial– sehr zu schätzen. Als besonders hilfreich
wird aber die emotionale Entlastung erlebt. »Die Angehöri-

gen äußern große Dankbarkeit und erzählen, durch den
Kurs mehr Wissen über die Erkrankung zu haben, vieles
besser einordnen zu können und über Hilfsangebote
Bescheid zu wissen.«

Johann Kneißl I www.allemunde.de

Kontakt: Stiftung Lebensräume Offenbach am Main
Bernd Butzbach I Arndtstraße 23
63069 Offenbach am Main
Telefon 069 838392-11  I Bernd.Butzbach@lebmail.de

Angehörigengruppe bietet Entlastung

Hossein Saleh, 61, Diploim-Soziologe und systemischer
Familientherapeut, arbeitet seit 1998 beim Sozialpsychi-
atrischen Dienst (SpDi) im Fachdienst Gesundheit in Diet-
zenbach. Er ist zuständig für die Gemeinden Obertshau-
sen/Hausen, Heusenstamm, Jügesheim, Weiskirchen und
Hainhausen. In Seligenstadt leitet er jeden ersten Mitt-
woch im Monat von 17:00 bis 18:30 Uhr im Nachbar-
schaftshaus die Angehörigengruppe. Bei Lebensräume
begleitet Hossein Saleh die Selbsthilfegruppe »Albatros« in
der Seligenstädter Straße 18 in Obertshausen.
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Bett und Fernseher machen zufrieden

Hans Hahn, 80 Jahre, früh geschieden und Vater von zwei
Söhnen, sprüht vor Lebendigkeit. Der IT-Entwickler im
Ruhestand hat ein Mobiltelefon und ein Smartphone auf
dem Tisch liegen. Munter blättert er in der aktuellen
»Treffpunkte«-Zeitschrift, liest das Impressum, fragt mit
einem verschmitzten Blick über die Lesebrille, warum mein
Name nicht im Redaktionsteam genannt ist. Wir lachen.
Hans Hahn stimmt keine Klagelieder an. Grund dazu hätte
er: »Na ja«, sagt er, »mein Sohn ist ganz zufrieden, andere
Heimbewohner besuchen ihn im Zimmer, schnorren Tabak,
er hat Kontakte. Als Junge war er charmant, die Gutmütig-
keit ist ihm geblieben.«

Sohn Michael, 51 (Name geändert), erkrankte im ersten
Semester seines Physikstudiums an einer schweren Psycho-
se, seit 1987 lebt er bei der Stiftung Lebensräume in einem
Wohnheim. »Er ist sehr lethargisch, liegt viel im Bett und
sieht fern. Es bleibt bei Versuchen, ihn aus seiner ›selbstge-
wählten Stille‹ herauszuholen und in eine Pizzeria oder ein
Café zu gehen.«

»Nahezu jeden Sonntagnachmittag sitzt Hans Hahn seit
fast 30 Jahren zwei bis drei Stunden im Zimmer seines Soh-
nes, muss ‹90 % der Gesprächsanstöße‹ selbst in die Hände
nehmen. »Wir führen so manche ›verrückte Konversation‹,
die sich häufig einer strengen Logik entzieht.« Gelegentlich
mache er seinen Sohn mit Fragen wie »Michael, ist das

wirklich logisch, du hast doch Physik studiert«, vorsichtig
darauf aufmerksam. Einem kurzen Weg der Klarheit folgen
neue wunderliche Gedankengänge.

Hans Hahn und seine Exfrau halten beide intensiven Kon-
takt zum Sohn, besuchen gemeinsam die monatliche Ange-
hörigengruppe des Wohnheims. »Die Gespräche sind tröst-
lich und zeigen, dass es auch bei anderen Erkrankten eine
ähnliche ›Negativsymptomatik‹ mit Folgeproblemen gibt.«

Der pensionierte IT-Experte bei der Deutschen Bahn fühlt
sich vom Wohnheim gut informiert und einbezogen. Dann
muss er wieder lächeln, beginnt zu erzählen und meint,
dass man darüber nicht zu kritisch urteilen soll: »Der Spe-
zialisierungsgrad im heutigen Sozial- und Gesundheitswe-
sen ähnle ein bisschen dem in einer Automobilfabrik. Für
alles gibt es Experten. Bis hin zur Hygiene-Putzfrau. Das
Bezugsbetreuungssystem ist da aber ein notwendiges
Gegengewicht.«

Auch dank der modernen Kommunikationstechnik wird er
von der Bezugsbetreuerin seines Sohnes »auf dem Laufen-
den gehalten«. Hans Hahn zeigt auf die Mobilgeräte auf
dem Tisch.

Johann Kneißl
www.allemunde.de

werden. »Schließlich«, plädiert Saleh, »leben sie doch
überwiegend mit dem erkrankten Familienmitglied in
der gemeinsamen Wohnung.«

Die offene Gruppe in Seligenstadt findet jeden ersten
Mittwoch im Monat statt. Interessierte können nach
einem Vorgespräch jederzeit einsteigen. Zu den Spielre-
geln gehören neben der Schweigepflicht ein Vertrauens-
verhältnis und die Bereitschaft, sich aktiv in die Gruppe
einzubringen. Die Gruppenteilnehmer sind Partner,
Geschwister oder Eltern erkrankter Kinder, die Alters-
spanne reicht von 30 bis über 75 Jahren. Zum großen Teil
leben sie mit ihren erkrankten Angehörigen in der Fami-
lie. »Raus aus der Isolation, das eigene Leid zur Sprache
bringen, sich Entlastung holen und neue Energie tan-
ken«, nennt der Soziologe die wichtigsten Gründe zu mei-
ner Frage, warum Angehörige an der Gruppe teilnehmen
sollen.
Als wichtige Gruppenerfahrung schildert Hossein Saleh,
dass die Angehörigen lernen, auf ihre eigenen Bedürfnis-
se mehr zu achten, dass sie selbst existieren und nicht
ständig auf das erkrankte Familienmitglied fixiert sein
müssen. So können sie den Gedanken an eine Reha, einen

Urlaub oder therapeutische Unterstützung zulassen -
ohne das Schuldgefühl, den Erkrankten zu vernachlässi-
gen. Die Gruppe ermutige hierzu und Angehörige setzten
ihre Pläne auch um. Gestärkt und mit neuer Energie keh-
ren sie in den Alltag zurück und machen eine weitere
Erfahrung: Der depressive Partner, der die Zeit zuvor
außer der Essensaufnahme nur im Bett zubrachte, konnte
plötzlich Lebensmittel einkaufen, sich ein Essen zuberei-
ten und eigene Ressourcen entdecken. »Die Angehörigen
lernen Verantwortung abzugeben, werden selbstsicherer
und entdecken eine eigene neue Stärke. Und die Erkrank-
ten lernen nach anfänglichen Ängsten und Verunsiche-
rungen, selbstständiger zu werden.«

JJohann Kneißl I www.allemunde.de

Kontakt: Kreis Offenbach – Fachdienst Gesundheit
Sozialpsychiatrischer Dienst
Hossein Saleh I Gottlieb-Daimler-Straße 10
63128 Dietzenbach
Telefon 06074 818063798
h.saleh@kreis-offenbach.de
www.kreis-offenbach.de

Ein Angehöriger berichtet 

Lebensräume
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Neues Angebot »Psychosoziale Krisenhilfe«
Menschen, die sich aufgrund belastender Lebensereignisse
seelisch überfordert fühlen, können ab sofort unkomplizierte
professionelle Hilfe erhalten. Mit dem neuen Leistungsange-
bot »Psychosoziale Krisenhilfe« bieten die Techniker Kran-
kenkasse (TK) in Hessen und der Verbund sozialpsychiatri-
scher Angebote TK-Versicherten im Rhein-Main-Gebiet, die in
eine psychische Notsituation geraten sind, rasche Unterstüt-
zung an. Ziel des neuen Versorgungsangebotes ist es, durch
die schnelle Hilfe mögliche spätere Krankheitsfolgen abzu-
mildern oder sogar ganz zu vermeiden. Die Psychosoziale Kri-
senhilfe steht TK-Versicherten im Ballungsraum Rhein-Main
ab sofort täglich 24 Stunden rund um die zur Verfügung: Tele-
fon 069 93996450..
www.tk.de/lv-hessen

Jubiläumsjahr endet mit Markt
Im letzten Dezember fand rings um die Psychosozialen Diens-
te Heddernheim ein Weihnachtmarkt des Sozialwerks Main
Taunus e. V. statt. Viele Besucher, Groß und Klein, trafen sich -
umgeben von weihnachtlich geschmückten Hütten - um
Selbstgebackenes, Suppe, Punsch und heißen Tee zu genie-
ßen. Viele kreative Dinge waren zuvor in der Tagesstätte, in
der Handarbeitsgruppe, im Wohnheim und zu Hause herge-
stellt worden – alle diese schönen Kleinigkeiten konnten
bestaunt und erworben werden. Die Malgruppe stellte Bilder
aus, der Chor sang. Es war ein schönes Miteinander von Klien-
ten, Mitarbeitern und Nachbarn - und der Abschluss der Fei-
erlichkeiten im Jubiläumsjahr, denn das Sozialwerk Main
Taunus feierte in 2015 sein 40-jähriges Bestehen.
www.smt-frankfurt.de

Bewegung gegen Depression
Eine Veranstaltung in der Klinik Hohe Mark in Oberursel zog
eine Zwischenbilanz der Studie »Einsatz und Nachhaltigkeit
von Bewegungsparcours in der Therapie klinischer Depressi-
on«. Das Projekt ist ein gemeinsames Vorhaben der Hoch-
schule Darmstadt, der Goethe Uni Frankfurt und der Klinik
Hohe Mark und wurde initiiert vom Hessischen Ministerium
für Soziales und Integration und unterstützt von playfit
GmbH, Play-Parc GmbH und der Friede Springer Stiftung.
Prof. Dr. Volker Beck von der Hochschule Darmstadt brachte
die zentrale Botschaft der Studie auf den Punkt und resü-
miert: »Bewegungsprogramm sind der Schlüssel für eine neu
Körperwahrnehmung und Körpererfahrung bei depressiven
Menschen. Der Körper ist nicht mehr Zweck, sondern wieder
Mittel. Patienten mit einer depressiven Störung und ohne
Kontraindikation für körperliche Belastungen sollte die

Durchführung eines struktu-
rierten und fachlich begleite-
ten Bewegungsprogramms
empfohlen und ermöglicht
werden. Das ist die zentrale
Botschaft, die wir mit unse-
rer Initiative hier an der Kli-
nik Hohe Mark an Fachkrei-

se, an die Betroffenen und an die Öffentlichkeit tragen wol-
len.« Der Bewegungsparcours in der Klinik Hohe Mark ver-
fügt über zwölf wetterfeste Stationen aus Edelstahl. Die Gerä-
te sind leicht und unkompliziert in der Handhabung. Sie bie-
ten für alle Altersgruppen unabhängig vom Stand der indivi-
duellen Fitness vielfältige Möglichkeiten der körperlichen
Bewegung und des gezielten Muskelaufbautrainings.
www.hohemark.de

Wenn der Haushalt zur Last wird
Seit fast vier Jahren gibt es in Frankfurt am Main das Hilfe-
netz der katholischen Kirchengemeinden St. Bernhard, Aller-
heiligen und Dom sowie der portugiesischen, spanischen
und internationalen englischsprachigen Gemeinde. Das
Angebot wird in enger Kooperation mit dem Caritasverband
organisiert. Ziel der Einrichtung ist es, nachbarschaftliche
Hilfe und die Verbesserung von Alltagssituationen zu verbin-
den. Ältere und kranke Menschen, die ohne fremde Hilfe oft
nicht mehr in ihrer Wohnung bleiben könnten, werden
unterstützt von Helfern, die mit stundenweiser Arbeit gern
etwas hinzuverdienen wollen. Das Angebot umfasst Hilfe
beim Einkaufen, im Haushalt und vielen Situationen des täg-
lichen Lebens. Die Helferinnen und Helfer werden vom Cari-
tasverband Frankfurt angestellt. Derzeit zahlen die Hilfesu-
chenden 13,50 Euro pro Stunde, die Helfer erhalten davon
9,62 Euro. Von der Differenz werden die Versicherung, die
Vermittlungsstelle und die Weiterbildungsangebote bezahlt.
www.caritas-frankfurt.de/90478.html

Frankfurt hilft
Um ehrenamtliches und freiwilliges Engagement für Flücht-
linge anzuregen und wirksam zu koordinieren, haben das
Sozialdezernat der Stadt Frankfurt am Main und neun Frank-
furter Stiftungen die Koordinierungsstelle »Frankfurt hilft«
eingerichtet. Die Ziele der Koordinierungsstelle sind: Infor-
mationen über die Situation von Flüchtlingen in Frankfurt
bereitstellen; größtmögliche Transparenz herstellen, welche
Bedarfe, Einsatzfelder, Initiativen und Projekte bereits beste-
hen; an ehrenamtlicher Tätigkeit interessierte Menschen
beraten und unterstützen, selbst aktiv zu werden, und Sie
darüber hinaus bei Bedarf für Ihre Tätigkeit qualifizieren; die
Vernetzung der Akteure in der ehrenamtlichen Flüchtlingsar-
beit fördern.
www.frankfurt-hilft.de

rhein-main-
kaleidoskop



Treffpunkte 1/16 27

Informationen

»Treffpunkte«: Was machen Sie jetzt?

Kirschenbauer: Wenn der Spruch stimmt, dass Zeit Geld
ist, dann bin ich jetzt reich und genieße diesen Luxus. Ab
und zu habe ich noch Gelegenheit mein Wissen und mei-
ne Erfahrung anderen zur Verfügung zu stellen. Für mich
ein gutes Gefühl – für andere, die es in Anspruch nehmen,
eine Hilfe und Unterstützung.

»Treffpunkte«: Wie war der Abnabelungsprozess nach der
langen Berufstätigkeit und den damit verbundenen Ver-
pflichtungen?

Kirschenbauer: Der ging recht schnell. Allerdings dauerte
es deutlich länger als erwartet, mit der ungewohnten
»Freiheit« und mit allem was dazu gehört, klar zu kom-
men. »Rentner« ist halt auch ein Lehrberuf, der mir nicht
so einfach in den Schoß gefallen ist.

»Treffpunkte«: Was vermissen Sie am Berufsleben und an
Frankfurt am Main am meisten?

Kirschenbauer: Ehrlich gesagt – nichts. Vielleicht die viel-
fältigen Kontakte und die Menschen mit denen ich zu tun
hatte. Ansonsten halte ich noch zu einigen ehemaligen
Weggefährten den Kontakt und wir tauschen uns regel-
mäßig aus. So bleibe ich auch weiterhin auf dem aktuel-
len Stand der Psychiatrie in Frankfurt am Main.

»Treffpunkte«: Was fehlt Ihnen jedoch kein bisschen?

Kirschenbauer: Zeitdruck, eingeengt sein in Vorschriften
und Verpflichtungen, die so eine Position und Aufgabe
mit sich brachten. Unflexible Strukturen, lange, manch-
mal auch frustrierende Dienstwege, nicht mit fachlichem
und gesundem menschlichen Verstand nachvollziehbare
Entscheidungen durch die Politik und … so jetzt soll es gut
sein damit ...

»Treffpunkte«: Haben Sie einen Rat für die noch Aktiven
in der Psychiatrieszene?

Kirschenbauer: Der Ruhestand ist anders als die meisten
Menschen es sich vorstellen. Hier das richtige Maß und
den richtigen Weg zu finden ist schon etwas Arbeit. Es ist
jedoch sehr lohnenswert, sich rechtzeitig mit diesem The-
ma zu beschäftigen … denn der dritte Lebensabschnitt ist
der letzte und der endet immer tödlich ...

Was macht eigentlich...?
Lange Jahre leitete Dr. Hans-Joachim
Kirschenbauer die Psychiatrie-Abtei-
lung im Amt für Gesundheit der
Stadt Frankfurt am Main, wie die
Behörde heute heißt. Der Facharzt für
Psychiatrie und Psychotherapie und
Leitende Medizinaldirektor ist nun
bereits seit einiger Zeit im Ruhestand.

Hohe Mark beschäftigt junge Flüchtlinge
Selam und Asgodom, zwei junge Flüchtlinge aus Eritrea,
haben in der Klinik Hohe Mark einen Bundesfreiwilligen-
dienst angetreten. Für ein Jahr werden die beiden in der
Hauswirtschaft und in der Technik ein Jahr arbeiten und ler-
nen. Die Volkshochschule Hochtaunus flankiert diese berufli-
che Praxisphase mit einem Integrations- und Deutschsprach-
kurs. Wenn alles klappt, soll den beiden jungen Menschen
qualifizierte Ausbildungsstellen zum Koch angeboten wer-
den, wofür noch die Kooperation mit einem Oberurseler
Unternehmen gesucht wird.
www.hohemark.de

Dr. Hans-Joachim Kirschenbauer

Der langjährige Koordinator des Psychosozialen Krisendiens-
tes Frankfurt am Main, Klaus Gerold (Foto rechts), hat seine
Aufgaben an Colet Brocks (Foto links) übergeben. Wie Gerold
ist auch Brocks eine hauptamtliche Mitarbeiterin der Bürger-
hilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V., die den Krisen-
dienst aus eigener Praxis kennt. Seit 1994 ist der telefonische
Krisendienst außerhalb regulärer Dienstzeiten vieler Hilfsan-
gebote ein bedeutsamer Teil des psychosozialen Versorgungs-
angebotes in der Main-Metropole. Der Psychosoziale Krisen-
dienst unterstützt Ratsuchende, um bereits im Vorfeld psycho-
soziale Krisen zu bewältigen und die Eskalation von Krisensi-
tuationen zu verhindern. Kurzfristige Hilfen können so geleis-
tet werden sowie über die Möglichkeiten des psychiatrischen
Hilfesystems informiert werden. Obwohl seit vielen Jahren
aktiv, ist das Angebot vielen Betroffenen, Angehörigen und
Experten nicht bekannt. Der Krisendienst ist an 365 Tagen im
Jahr von Montag bis Freitag von 17.00 Uhr bis 1.00 Uhr sowie
an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen von 09.00 Uhr bis
01.00 Uhr zu erreichen.
Psychosozialer Krisendienst Frankfurt am Main, Telefon 069
611375, www.bsf-frankfurt.de/telefonischer_krisendienst
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Schwierige Zeiten
erwartet
Deutschlands Fachärzte für
Psychiatrie und Psychothera-
pie rechnen mehrheitlich
damit, dass sich die Versor-
gungslage in Zukunft ver-
schärfen wird. Dies zeigt eine
Umfrage unter den 8.300
Mitgliedern der Deutschen
Gesellschaft für Psychiatrie
und Psychotherapie, Psycho-
somatik und Nervenheilkun-
de (DGPPN). Knapp 60 Pro-
zent der Befragten rechnen
damit, dass es für psychisch
erkrankte Menschen in zehn
Jahren noch schwieriger sein
wird, die notwendigen medi-
zinischen, therapeutischen
und soziale Hilfen zu erhal-
ten. Mit einer Verbesserung
der Versorgungssituation
rechnen hingegen nur 22 Pro-
zent. Diese Ergebnisse mach-
ten deutlich, dass die
Gesundheitspolitik und
Selbstverwaltung die Heraus-
forderungen in der Versor-
gung psychisch erkrankter
Menschen dringend anpa-
cken müssten. Erforderlich
wären »strukturierte Versor-
gungsangebote«, in denen
die verschiedenen Berufs-
gruppen und Sektoren Hand
in Hand arbeiten könnten, so
eine Sprecherin des Verban-
des.
www.dgppn.de

Broschüre zeigt Hilfs-
möglichkeiten für Flücht-
linge
Das Deutsche Rote Kreuz hat
in einer Broschüre zusam-
mengefasst, was Bürgerin-
nen und Bürger für Flüchtlin-
ge und ihre Familien prak-
tisch tun können, von der
Willkommens-Führung
durch den Ort über Hilfen bei

Kontakten mit Ämtern bis
zur Bildung von lokalen
Netzwerken. Die 36-seitige
Broschüre steht im Internet
kostenlos zur Verfügung.
http://drk-wohlfahrt.de/file
admin/user_upload/PDF/ 
Broschueren/drk_brosch_
fluechtlinge_web.pdf

Hilfe für Jugendliche
mit selbstschädigendem
Verhalten
Unterstützung für Jugendli-
che, die sich durch sogenann-
tes Ritzen, häufiges Betrin-
ken und dergleichen selbst
schädigen, bietet eine neue
Sprechstunde der Universi-
tätsklinik für Kinder- und
Jugendpsychiatrie Heidel-
berg. Psychologen und Ärzte
der Ambulanz für Risikover-
halten und Selbstschädigung
betreuen Betroffene und ihre
Eltern. Gleichzeitig forschen
sie mit Unterstützung der
Dietmar-Hopp-Stiftung
daran, wie Ärzte psychische
Störungen möglichst früh
erkennen und bereits im
Ansatz effektiv behandeln
können. Rund ein Drittel der
Jugendlichen in der Pubertät
neigt zu riskantem und sogar
selbst-schädigendem Verhal-
ten. Manchmal gehörten
bestimmte Risikoverhaltens-
weisen zum normalen Ent-
wicklungsprozess und wüch-
sen sich aus, so die Experten.
Sie könnten aber auch auf
den Beginn einer psy-
chischen Erkrankung oder
einer Störung der Persönlich-
keitsentwicklung hinweisen.
Das Angebot richtet sich an
Jugendliche in oder ohne
Begleitung volljähriger
Bezugspersonen, aber auch
an Eltern. Für den ersten
Kontakt ist kein Termin
erforderlich. Bei Bedarf wird
ein Folgetermin zur ausführ-
lichen Diagnostik und Abklä-
rung vereinbart.
www.klinikum.uni-heidelberg.de
/AtR-Sk.139279.0.html

Notizen Broschüre zur UN-
Behindertenrechtskonven-
tion erschienen
Der Dachverband Gemeinde-
psychiatrie hat die Broschüre
»Meine Rechte aus der UN-
Behindertenrechtskonventi-
on« neu aufgelegt. Spätes-
tens seitdem die UN-Behin-
dertenrechtskonvention im
Jahr 2009 von der Bundesre-
publik unterzeichnet wurde,
gilt auch in Deutschland die
»Inklusion« als Ziel von poli-
tischem und gesellschaftli-
chem Handeln. Doch wäh-
rend die Barrierefreiheit für
Menschen mit Körperbehin-
derung und die schulische
Inklusion von geistig behin-
derten Kindern diskutiert
und umgesetzt werden, gera-
ten Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen oder
seelischen Behinderungen
oft aus dem Blick. Die neu
aufgelegte Broschüre richtet
sich sowohl an Menschen
mit psychischen Erkrankun-
gen, deren Angehörige und
Freunde sowie professionelle
und ehrenamtlich engagierte
Helfer aus Gemeindepsychia-
trie. Die Broschüre gibt es im
Internet kostenlos; als Druck-
werk kann sie für zwei Euro
Schutzgebühr bestellt wer-
den (Dachverband Gemein-
depsychiatrie e. V., Richartz-
straße 12, 50677 Köln, E-Mail
dachverband@psychiatrie.de)
www.psychiatrie.de/dachverband

Schmerzensgeld für
rechtswidrige Unterbrin-
gung in psychiatrischer
Klinik
Wegen seiner knapp zwei
Monate andauernden rechts-
widrigen Unterbringung in
einer psychiatrischen Klinik
mit zwangsweiser medika-
mentöser Behandlung erhält
ein Mann 25.000 Euro
Schmerzensgeld. Das Ober-
landesgericht Karlsruhe
führt aus, für die ärztlich
prognostizierte Eigen- und

Fremdgefährdung habe es
keine Grundlage gegeben.
Allein eine beim Betroffenen
möglicherweise vorliegende
psychische Erkrankung rei-
che nicht aus für eine
zwangsweise Unterbringung
in einer psychiatrischen Kli-
nik. Der damals 38-jährige
Kläger war von Polizeibeam-
ten in eine psychiatrische
Klinik gebracht worden. Die
Ärzte der Klinik beantragten
dann beim zuständigen
Amtsgericht die Anordnung
der Unterbringung wegen
einer »Psychose mit Verfol-
gungswahn«. Es sei von
»Fremd- und Eigengefähr-
dung« auszugehen. Das
Amtsgericht Konstanz ordne-
te in mehreren Beschlüssen
die Unterbringung des Klä-
gers in der psychiatrischen
Klinik an. Aufgrund dieser
Entscheidungen blieb der
Kläger gegen seinen Willen
in der Klinik und wurde in
dieser Zeit zwangsweise
medikamentös behandelt.
Nach Entlassung des Klägers
wurde im Beschwerdeverfah-
ren festgestellt, dass die
Unterbringung rechtswidrig
gewesen ist. Die Vorausset-
zungen einer Unterbringung
hätten nach den Vorschriften
des Unterbringungsgesetzes
nicht vorgelegen.
Az.: 9 U 78/11

Archiv sucht Material
zur Psychiatriegeschichte
Das neu gegründete »Sozial-
psychiatrische Archiv« der
Berliner Gesellschaft für
Soziale Psychiatrie sucht alte
Zeitschriften, Bücher, Bro-
schüren, Konzepte und digi-
tale Medien zur Geschichte
der gemeindepsychitarti-
schen Versorgung in
Deutschland. Angesprochen
sind sowohl Privatpersonen
wie Vereine und Einrichtun-
gen, die ihre eigenen Archive
auflösen oder ausdünnen
wollen. Der so gesammelte



Bestand soll mit einer Prä-
senzbibliothek in Berlin und
mit einer Webseite im Inter-
net allgemein verfügbar
gemacht werden. Ansprech-
partner für das Projekt ist
Christian Reumschüssel-Wie-
nert vom Paritätischen Wohl-
fahrtsverband (reumschues-
sel@paritaet-berlin.de).
www.bgsp-ev.de

Hilfsprogramm für
Flüchtlinge mit psy-
chischen Störungen
gestartet
Das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales hat ein
Kurzzeit-Hilfsprogramm zur
Unterstützung und Förde-
rung der Integration in die
Arbeits- und Sozialwelt
genehmigt. An der Psycholo-
gischen Hochschule Berlin
konnte nun das »Interperso-
nelle integrative Modellpro-
jekt für Flüchtlinge mit psy-
chischen Störungen« starten.
In einer zweimonatigen The-
rapie wird der Fokus auf
interpersonelle belastende
Themen wie durch die Flucht
bedingte schwierige Rollen-
wechsel, Konflikte, Verluste,
Trauer und Isolation gesetzt.
Zudem erhalten die Flücht-
linge durch die Arbeit mit
Therapeuten, Sozialarbeitern
und Ergotherapeuten inten-
sive multidisziplinäre Unter-
stützung bei der Integration.
Bei Fortbestehen der psy-
chischen Probleme nach der
zweimonatigen Therapie sol-
len Patienten an entspre-
chende Kooperationseinrich-
tungen weiter vermittelt
werden.
www.psychologische-
hochschule.de

Ehrenamts-Modellpro-
jekt in Hessen abgeschlos-
sen
Zunehmend fehlen Organisa-
tionen im ländlichen Raum
ehrenamtliche Vorstands-
kräfte und Funktionsträge-

rInnen, die für die Rahmen-
bedingungen des lokalen
Engagements sorgen. Von
2012 bis 2014 wurden inner-
halb des Modellprojektes
»Ehrenamt sicher in die
Zukunft - Ehrenamtliche Ver-
einsvorstände und Führungs-
kräfte im ländlichen Raum
gewinnen und halten« der
Hessischen Landesregierung
und unter der Regie der Lan-
desehrenamtsagentur Hes-
sen in ausgewählten Modell-
Standorten Möglichkeiten
zur Verbesserung der Situati-
on entwickelt und erprobt.
Zum inzwischen abgeschlos-
senen Projekt liegt eine 40-
seitige Broschüre vor.
www.gemeinsam-aktiv.de/
mm/mm001/Abschlussbericht
_EASI.pdf

Leitlinie »Unipolare
Depression« umfassend
überarbeitet
Speziell für die Behandlung
einer unipolaren Erkrankung
stellte die Deutsche Gesell-
schaft für Psychiatrie und
Psychotherapie, Psychosoma-
tik und Nervenheilkunde
eine neue S3-Leitlinie und
Nationale Versorgungsleitli-
nie vor, die maßgebend für
die Erkennung, Diagnose und
Therapie sein soll. Ziel ist es,
die Versorgung von betroffe-
nen Patienten in Deutsch-
land weiter zu verbessern. Im
Gegensatz zu einer bipolaren
Depression fehlen bei einer
unipolaren Depression mani-
sche Phasen. Die Leitlinie
richtet sich an alle Berufs-
gruppen, die ambulant und
stationär Patienten mit uni-
polarer Depression behan-
deln. Hauptsymptome einer
Depression sind eine
gedrückte Stimmung, Inte-
ressenverlust, Freudlosigkeit,
Antriebsmangel und eine
erhöhte Müdigkeit. Hinzu
können eine verminderte
Konzentration und Aufmerk-
samkeit, wenig Selbstver-

trauen, ein Gefühl von Wert-
losigkeit, Schlafstörungen
und Suizidgedanken kom-
men.
www.leitlinien.de/nvl/depression

Novellierung bei
Unterbringung in einem
psychiatrischen Kranken-
haus geplant
Die Bundesregierung will
den Verhältnismäßigkeits-
grundsatz bei Unterbringun-
gen psychisch kranker Men-
schen stärken. Dazu hat sie
den Entwurf eines Gesetzes
zur Novellierung des Rechts
der Unterbringung in einem
psychiatrischen Kranken-
haus nach § 63 des Strafge-
setzbuches (StGB) und zur
Änderung anderer Vorschrif-
ten beschlossen. Hintergrund
sei der kontinuierliche
Anstieg der Zahl der unterge-
brachten Personen und der
Dauer ihrer Unterbringung,
ohne dass es Belege für einen
parallelen Anstieg der
Gefährlichkeit der Unterge-
brachten gebe. Der Entwurf
sieht die Konkretisierung der
Anordnungsvoraussetzungen
nach § 63 StGB vor. Vorgese-
hen ist danach die Anhebung
der Kriterien, soweit Taten
drohen, durch die nur wirt-
schaftlicher Schaden ent-
steht, die Konkretisierung

der Voraussetzungen, soweit
Taten drohen, durch welche
die Opfer seelisch oder kör-
perlich geschädigt oder
gefährdet werden und die
Normierung der Darlegungs-
anforderungen, wenn aus
nicht erheblichen Anlassta-
ten auf die Gefahr erhebli-
cher Taten geschlossen wird.
www.bmjv.de

Erfolge der Internet-
Beratung bei Depression
Patienten mit einer leichten
bis mittelschweren Depressi-
on profitieren von einer the-
rapeutischen Online-Beglei-
tung. Bei einem Pilotprojekt
der Techniker Krankenkasse
und der Freien Universität
Berlin mit einem internetge-
stützten Beratungspro-
gramm sei die Depression
der Teilnehmer gemessen
mit dem sogenannten Beck
Depressionsinventar II (BDI
II) von 21,98 auf 9,98 Punkte
zurück gegangen, teilte die
Techniker Krankenkasse mit.
Der Berufsverband deutscher
Fachärzte für Psychiatrie und
Psychotherapie unterstützt
grundsätzlich die Anwen-
dung von zertifizierten
Online-Angeboten bei leich-
ten bis mittelschweren
Depressionen. Man müsse
sich aber bewusst machen,
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William Osler
kanadischer Arzt 
(1849-1919)

»Fragen Sie nicht welche
Erkrankung der Mensch hat, 
fragen Sie welcher Mensch hat
diese Erkrankung.«
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Wohnungsnot bei psychisch
kranken Menschen
Man könne einen Menschen mit einer
Wohnung genau so töten wie mit einer
Axt, stellte der Berliner Zeichner Heinrich
Zille im letzten Jahrhundert fest. Umso
mehr gilt das für psychisch kranke Men-
schen, die keine passende und bezahlbare
Bleibe finden oder in der Angst leben, ihre
Behausung wegen steigender Mieten
oder Umwandlung in Eigentumswohnun-
gen zu verlieren.

Die »Treffpunkte« 2/2016 erscheinen am
16. Mai 2016. Für ein Jahresabonnement
von 19,- Euro sichern Sie sich die sofortige
Zustellung des jeweils neuesten Heftes.

Bestellung per E-Mail: 
gst@bsf-frankfurt.de

Treffpunkte 2/2016

Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V., 
Holbeinstraße 25-27
60596 Frankfurt am Main

Telefon 069 96201869
Fax 069 627705
gst@bsf-frankfurt.de
www.bsf-frankfurt.de

Ausgabe 3/2015: Arbeitswelt und psychische Krankheit
Die Forderung noch »Teilhabe am Arbeitsleben« ist richtig und noch lange
nicht verwirklicht. Doch die Arbeitgeber und Kollegen, die gegebenenfalls
dieses Recht mit umsetzen sollen, werden oft allein gelassen. Viele fühlen
sich dann hilflos, wenn es bei psychisch kranken Mitarbeitern zu Krisen
kommt. Soll also Inklusion erfolgreich in der Arbeitswelt verwirklicht werden,
braucht es konkrete, auf die Situation bezogene Lösungen.

Ausgabe 4/2015: 27. Frankfurter Psychiatriewoche
Leitthema der letztjährigen Frankfurter Psychiatriewoche war der Versuch
einer Bilanz von 40 Jahren Reformgeschichte der psychiatrischen Versorgung
in Deutschland. Die Meinungen schwankten von der Feststellung, dass vieles
erreicht wurde bis zu dem Befund, dass noch bei weitem kein allgemein
akzeptabler Zustand erreicht sei.

Ausgabe 2/2015: Von der Fürsorge zum Gemeinde-
psychiatrischen Verbund

Kaum noch vorstellbar sind die Zustände psychiatrischer Versorgung, wie
noch vor wenigen Jahrzehnten üblich waren. Vor vier Jahrzehnten begann mit
der sogenannten Psychiatrie-Enquete eine große Reformwelle in Deutsch-
land. Jürgen Lilischkies, ein Augenzeuge und Reformer der ersten Stunde,
berichtet, wie sich diese Entwicklungen in Frankfurt am Main vollzogen.

Im nächsten Heft:

»Treffpunkte«
Die »Treffpunkte« sind ein Forum für alle in der ambulanten,
teilstationären und stationären Psychiatrie sowie in der Sozi-
alpsychiatrie. Die Zeitschrift berichtet über allgemeine Ent-
wicklungen; das besondere Gewicht liegt auf regionalen
Aspekten der Rhein-Main-Region.

Der Jahresbezugspreis für ein Einzelabonnement der 
»Treffpunkte« beträgt 19,- Euro einschließlich Versandkosten. 

Wer die Zeitschrift besonders unterstützen möchte, kann sich
zu einem Förderabonnement entschließen: Ab 30,- Euro im
Jahr wird jede Ausgabe ins Haus geliefert. Die Ausgaben sind
einzeln zum Heftpreis von 5,- Euro erhältlich.



dass ein großer Teil leichter
Depressionen keiner Thera-
pie bedürfe und sich auch
spontan bessere. Bei schwe-
ren und wiederkehrenden
Depressionen sollte immer
ein Facharzt konsultiert wer-
den, sagte die Vorsitzende
des Berufsverbandes, Christa
Roth-Sackenheim, gegenüber
dem Deutschen Ärzteblatt.
www.tk.de

Psychosoziale Kontakt-
und Beratungsstellen wer-
den weiter gefördert
An fast 70 Standorten in Hes-
sen finden psychisch kranke
Männer und Frauen dauer-
haft oder vorübergehend
Unterstützung in Psychoso-
zialen Kontakt- und Bera-
tungsstellen. Diese ambulan-
ten Angebote von 44 Trägern
förderte der Landeswohl-
fahrtsverband Hessen im
letzten Jahr mit rund 2,54
Millionen Euro. Die Einrich-
tungen hätten sich als Basis-
angebot in der gemeindepsy-
chiatrischen Versorgung
bewährt. Psychosoziale Kon-
takt- und Beratungsstellen
sind ein niedrigschwelliges
Angebot und wichtiger Bau-
stein der regionalen Versor-
gung in Hessen. Sie stehen
sowohl Menschen mit einer
seelischen Behinderung, also
chronisch psychisch Kran-
ken, als auch deren Angehö-
rigen offen. Die Beratungs-
stellen bieten Gelegenheit zu
Gesprächen untereinander
und mit den Mitarbeitern.
Den Betroffenen werden wei-
terführende Hilfestellungen
vermittelt oder sie werden
nach der Entlassung aus
einer stationären Behand-
lung unterstützt. Die Einrich-
tungen dienen auch als
Begegnungsstätten, die es
ermöglichen, den Tag
gemeinsam zu planen und
zu gestalten. Es gibt keine
verbindliche Teilnahme und
das Angebot ist offen.
www.lwv-hessen.de

Experten für bessere
Suizidprävention
Psychologen und Mediziner
fordern eine verbesserte Sui-
zidprävention in Deutsch-
land. Zwar sei die Zahl der
Selbstmorde langfristig rück-
läufig, es gebe aber Risiko-
gruppen, die einer besonde-
ren Zuwendung bedürften,
erklärten Psychiatriefachver-
bände und Ärztevertreter
anlässlich einer Expertenan-
hörung im Gesundheitsaus-
schuss des Bundestages zum
Thema Suizidprävention
Ende letzten Jahres. Die Sach-
verständigen empfahlen den
Ausbau der Präventionsange-
bote, eine gezielte Ansprache
gefährdeter Menschen, eine
bessere Kontrolle giftiger
Substanzen und bestimmter
Medikamente sowie eine
verstärkte Suizidforschung.
Die Sachverständigen mach-
ten in der Anhörung deut-
lich, dass sie durchaus Hand-
lungsbedarf sehen, obgleich
die Zahl der Selbstmorde in
den vergangenen Jahren
deutlich zurückgegangen ist,
von 13.924 Fällen im Jahr
1990 auf 10.076 Fälle im Jahr
2013. In den 1980er Jahren
war die Selbstmordrate noch
wesentlich höher. Psychiater
begründen diese langfristig
günstige Entwicklung mit
den vermehrten Anti-Depres-
sions-Programmen, Krisen-
diensten und der ausgebau-
ten Telefonseelsorge, die zum
Beispiel von den großen
christlichen Kirchen angebo-
ten wird. Inzwischen deutet
sich aber wieder eine Trend-
wende an, wie ein Sachver-
ständiger in der Anhörung
sagte. 
www.bundestag.de.

Online-Beratung für sui-
zidgefährdete Jugendliche
Suizid ist nach Verkehrsun-
fällen die häufigste Todesur-
sache bei der Altersgruppe
der unter 25-Jährigen. Weil
junge Menschen klassische

Beratungsangebote kaum
annehmen und meist online
nach Unterstützung suchen,
bietet die Caritas Online-
Beratung für suizidgefährde-
te Jugendliche an. Das Beson-
dere an der Beratung ist, dass
die Ratsuchenden von spe-
ziell ausgebildeten Jugendli-
chen unterstützt werden.
Bundesweit engagieren sich
rund 130 junge Menschen
ehrenamtlich in der Bera-
tung. Die jugendlichen Peer-
berater werden dabei von
erfahrenen hauptamtlichen
Sozialpädagogen an fünf
Standorten (Freiburg im
Breisgau, Berlin, Dresden,
Gelsenkirchen, Hamburg)
begleitet und unterstützt.
www.u25-deutschland.de

Die Angst im Nacken
Jeder vierte Jugendliche hat
chronische Schmerzen und
eine psychische Störung hin-
ter sich. Psychische Störun-
gen gehen dabei den Schmer-
zen häufig voraus: Depressio-
nen, Angststörungen und
Verhaltensstörungen treten
überdurchschnittlich oft vor
Kopf-, Rücken- und Nacken-
schmerzen auf. Dies berich-
ten Forschende der Universi-
tät Basel und der Ruhr-Uni-
versität Bochum, die Daten
von rund 6500 Teenagern
aus den USA ausgewertet
haben. Dass psychische Stö-
rungen und chronischer
Schmerz häufig gemeinsam
auftreten, haben Studien an
Erwachsenen bereits gezeigt.
Wie häufig und in welchen
Mustern solche Zusammen-
hänge bereits bei Kindern
und Jugendlichen vorkom-
men, hat nun eine Forscher-
gruppe von der Fakultät für
Psychologie der Universität
Basel im Rahmen untersucht.
Die Forschenden stellten fest,
dass über ein Viertel der
Jugendlichen im Laufe ihres
Lebens unter chronischen
Schmerzen und mindestens
einer psychischen Störung

gelitten hat. Dabei fanden sie
Zusammenhänge zwischen
allen untersuchten Arten von
psychischen Störungen (wie
affektive Störungen, Angst-
störungen, Verhaltensstörun-
gen, substanzinduzierte Stö-
rungen und Essstörungen)
und chronischen Schmerzer-
krankungen (wie Rücken-
und Nackenschmerzen sowie
Kopfschmerzen). Psychische
Störungen gingen den chro-
nischen Schmerzen häufig
voraus. So traten vor allem
affektive Störungen wie
Depressionen zeitlich vor
Kopfschmerzen auf. Weiter
gingen Angststörungen oft
Nacken- und Rückenschmer-
zen sowie Kopfschmerzen
voran. Schließlich sagten
auch Verhaltensstörungen
wie Aufmerksamkeitsdefizit-
Hyperaktivitätsstörungen
das Risiko für Kopfschmerzen
vorher.
www.unibas.ch

Doppelt so viele
Krankschreibungen wegen
seelischer Leiden
Für ihren Gesundheitsatlas
2015 hat der Dachverband der
Betriebskrankenkassen (BKK)
die Daten seiner 4,3 Millio-
nen Versicherten ausgewer-
tet und den Schwerpunkt
dabei auf seelische Erkran-
kungen gelenkt. Denn in
jüngster Zeit zeigen Studien
immer wieder eine Zunahme
der Krankschreibungen dies-
bezüglich auf. Nach dem
BKK-Bericht gehen rund 15
Prozent aller Krankentage
mit ärztlichem Attest auf
eine psychische Erkrankung
zurück. Die Dauer der Krank-
schreibungen liege im
Schnitt bei 40 Tagen, bei
affektiven Störungen (dazu
zählen Depressionen) im
Schnitt sogar 58 Tage. Damit
haben sich laut BKK die
Krankschreibungen wegen
seelischer Leiden gegenüber
2003 mehr als verdoppelt.
www.bkk-dachverband.de

Treffpunkte 1/16 31

Informationen



Treffpunkte 1/1632

Fragebogen

1. Was ist gut an der psychosozialen Versorgung in Frankfurt am Main?
Frankfurt verfügt über eine seit Jahrzehnten gewachsene und in vielen Bereichen auch wunderbar
zusammengewachsene Versorgungslandschaft, die so bunt wie die Stadt ist. Dadurch bestehen für Hilfe-
suchende vielfältige niederschwellige Kontakt-, Beratungs-, Begleitungs- und Therapiemöglichkeiten, in
denen die Menschen mit ihrer jeweiligen Problemlage im Mittelpunkt stehen. Die Frankfurter Psychiatrie-
woche, die 2016 zum 28. Mal stattfinden wird, führt dies immer wieder eindrucksvoll vor Augen.

2. Was müsste in der psychosozialen Versorgung in Frankfurt am Main dringend verbessert werden?
Das Schöne ist, dass wir bereits von einem sehr »hohen Niveau« ausgehen. Wenn man Verbesserung
nicht nur auf Frankfurt bezogen sieht, ist es wichtig, dass die aktive Vernetzung zwischen den verschiede-
nen Versorgungssystemen (z. B. Eingliederungshilfe, Pflege und medizinische Versorgung) noch weiter
ausgebaut wird und Möglichkeiten geschaffen werden, die Schnittstellen in den Systemen noch einfacher
zu bedienen. Das ist aber auch eine gesamtgesellschaftliche und nicht nur Frankfurter Herausforderung.

3. Welches psychosoziale Angebot ist viel zu wenig bekannt?
Wenn man davon ausgeht, dass psychische Erkrankungen und psychisch Kranke immer noch stark stig-
matisiert sind, müsste jedes der vielen Angebote, die es in Frankfurt gibt, noch viel mehr bekannt werden
und das Thema insgesamt noch deutlicher an die Öffentlichkeit treten. Nur dadurch können Berührungs-
ängste abgebaut und ein Zugang der Hilfesuchenden zum Versorgungssystem gewährleistet werden.
Macht alle auf Euch aufmerksam!

4. Welchem Buch wünschen Sie viele Leserinnen und Leser?
»Der Fall Collini« von Ferdinand von Schirach – und wer wie ich Interesse an klugen Auseinandersetzun-
gen mit kriminologischen und politisch-moralischen Fragen hat, dem sei auch noch die Inszenierung von
Schirachs Theaterstück »Terror« am Schauspiel Frankfurt empfohlen. Ich werde sie mir sicher noch
anschauen.

5. Welchen Film haben Sie zuletzt gesehen?
Den neuen James-Bond-Film »Spectre« – und es ist schon verblüffend zu sehen, dass selbst der eisenhar-
te 007 in der heutigen Zeit auf psychosoziale Betreuung angewiesen ist. Ein weiteres Argument für eine
verantwortungsvolle Ausweitung unserer Angebote.

6. Sie haben plötzlich einen Tag frei – was würden Sie gerne machen?
Das ist so unwahrscheinlich, dass es jede Vorstellungskraft sprengt. In der Regel sind eigentlich freie Tage
plötzlich belegt.

7. Die Märchenfee erscheint – Ihre drei Wünsche?
1. Einen entspannteren Terminkalender. 2. Einen noch entspannteren Terminkalender. 3. Plötzlich einen Tag
frei.

Rosemarie Heilig
Rosemarie Heilig von den GRÜNEN ist Dezernentin für Umwelt,
Gesundheit und Personal der Stadt Frankfurt am Main. Damit ist sie
auch zuständig für Fragen der psychiatrischen Versorgung in der
Main-Metropole. Geboren wurde sie in Limburg an der Lahn, studiert
hat sie Biologie an der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frank-
furt am Main, beruflich war sie unter anderem wissenschaftliche
Redakteurin und Leiterin des Umweltamts der Stadt Ludwigshafen
am Rhein. Seit fast vier Jahren ist sie Stadträtin und hauptberuflich
im Magistrat, der »Regierung«, der Stadt Frankfurt am Main tätig.

Sieben Fragen an



Keine Ausgabe verpassen – Treffpunkte abonnieren !

Ja, ich abonniere ab sofort die Treffpunkte und bitte um
regelmäßige Zusendung an folgende Adresse:

_______________________________________________
Name

_______________________________________________
Straße

_______________________________________________
PLZ/Ort

Das Jahresabonnement kostet 19 Euro für vier Ausgaben und
kann zum Ende jeden Jahres schriftlich gekündigt werden. 

Ich zahle nach Erhalt der Rechnung

Ich möchte die Treffpunkte mit einem Förderabonnement
unterstützen und zahle jährlich _______ Euro
(bitte Wunschbetrag ab 30 Euro eintragen)

Ich möchte mich nicht selbst um die Überweisung
kümmern und stimme deshalb zu, dass die Abo-Gebühr
von meinem Konto per SEPA-Lastschrift abgebucht wird.
(In diesem Fall senden wir Ihnen in Kürze wegen der neuen SEPA-Last-
schrift-Bestimmungen eine weitere Information zu.)

__________           _________________________________
Datum                        Unterschrift

Die Burgerhilfe setzt für die Treffpunkte jedes Jahr hohe Eigenmittel ein,
da sie als kleine Zeitschrift – wie viele Printmedien in der heutigen Zeit – nicht
kostendeckend erscheinen kann. Helfen Sie mit, dass die Treffpunkte noch
lange ein lesenswertes Forum für alle Akteure der sozialen Psychiatrie bleiben.

Wir würden uns freuen, wenn auch Sie sich entschließen,
weniger als 20 Euro gut anzulegen: 

Gegen die Tyrannei  der NormalitätDie 21. Frankfurter Psychiatriewoche 
zwischen Baby-Blues und Quetsche-Fest

TreffpunkteFrankfurter        Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie

Herausgegeben von der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V.

4
/ 2009

Keine HeilserwartungNeuroleptika aus der Sicht von AngehörigenAntipsychiatrie reloadedEine Diskussion über Geschichte, Motive und 
Perspektiven der Psychiatriekritik

Neues AngebotDas Projekt Rehabilitation Psychisch Kranker 
(RPK) in Frankfurt am Main

Theologie der Klage und die neuen Paradiese
Warum Gott uns leiden lässt

InformationenFatra hilft Flüchtlingskindern und ihren Familien
Reha-Werkstatt Oberrad spielt international mitFragebogenSieben Fragen an Kai Marschner
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Ihre Abonnements-Bestellkarte schicken Sie bitte ausreichend frankiert an die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt
am Main e.V., Holbeinstraße 25-27, 60596 Frankfurt am Main.

Gerne nehmen wir Ihre Abo-Bestellungen auch telefonisch (069-96201869) oder per eMail (gst@bsf-frankfurt.de)
entgegen. Sie erhalten dann umgehend eine schriftliche Bestätigung.

Widerrufsbelehrung:
Diese Bestellung kann ich ohne Angaben
von Gründen innerhalb von zwei Wochen
schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der
Frist genügt die rechtzeitige Absendung
des Widerrufs.

Datenschutz::
Wir versichern, dass die angegebene
Adresse ausschließlich für Zwecke des
Vertriebs der Zeitschrift verwendet wird.

Bitte hier abtrennen 

✃

Samuel Langhorne Clemens (1835-1910)
Amerikanischer Schriftsteller, besser bekannt als Mark Twain



Die Werkstatt
Die druckwerkstatt Rödelheim ist eine Einrichtung zur 
beruflichen und sozialen Integration seelisch behinderter
Menschen. Träger ist der Frankfurter Verein für soziale
Heimstätten e.V. 

Gemeinsam mit den Mitarbeitern bearbeitet die Werkstatt –
gemäß dem Prinzip „Förderung durch Arbeit“ – die Kunden-
aufträge.

Produkte und Dienstleistungen
Als moderne Druckerei ist die druckwerkstatt Rödelheim
ein Systemanbieter des grafischen Gewerbes. 
Unser erfahrenes Team deckt alle Fachbereiche ab –
angefangen von der Beratung über die Satzherstellung
und die Gestaltung bis hin zum Druck.

Druckvorstufe
In der Druckvorstufe arbeitet unsere Einrichtung mit 
modernen Scan- und DTP-Systemen. Sie erstellt, prüft 
und bearbeitet Druckdaten und belichtet diese im 
Anschluss auf Druckplatten mittels neuester CTP-Technik.

Digital- und Offsetdruck
Kleinere Auflagen sowie Andrucke werden im Digitaldruck
gefertigt. Für den Offsetdruck stehen uns eine Zwei- und 
Vierfarbendruckmaschine zur Verfügung.

Weiterverarbeitung
Alle Druckprodukte werden mit Hilfe modernster Technik
verarbeitet – dazu zählen auch Buchbindearbeiten und
Kfz-Beschriftungen. Weiterhin können u.a. Faltschachteln
auf dem Schneideplotter produziert werden. 

Wir bieten unseren Kunden zusätzlich Versand-
Dienstleistungen sowie Portooptimierung an.

Mailing
Im Mailingbereich werden Daten und Unterlagen von einer
Vielzahl geübter und geschulter Mitarbeiter verarbeitet.
Der Bereich beinhaltet den Postversand, nachträgliche 
Personalisierung sowie Konfektionierungen aller Art.

Qualität
Ein ständig aktualisiertes Qualitätsmanagementsystem
hilft bei der Aufrechterhaltung einer gleichbleibend guten
Qualität unserer Arbeit. 

Frankfurter Verein für soziale Heimstätten e.V.

Anzeige

druckwerkstatt Rödelheim
Biedenkopfer Weg 40a
60489 Frankfurt am Main  

fon 069 - 90 74 98-0
fax 069 - 90 74 98-25

Werkstatt

Druckvorstufe

Digitaldruck

Offsetdruck

KfZ-Beschriftungen

Weiterverarbeitung

Mailingservice

Faltschachteln

druckwerkstatt
Rödelheim


